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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 7 . J a h r g a n g , M a i 2 0 0 5 , H e f t 5

D e r a k t u e l l e B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Ausbildung

Die Ausbildung für die klassischen juristi-
schen Berufe Rechtsanwalt, Notar und Rich-
ter, wie sie in Österreich seit Jahrzehnten
geübt wird, hat sich bewährt. An die wis-
senschaftliche Ausbildung zum Juristen an
einer Universität schließt die praktische
Ausbildung im jeweiligen Beruf, begleitet
von fachtheoretischer Zusatzausbildung,
die auf die jeweiligen praktischen Erforder-
nisse des Berufes eingeht. Eine Berufsprü-
fung beendet die Ausbildung. Ausbildungs-
ziel ist ein in seinem Beruf als Rechtsanwalt,
Richter oder Notar allgemein und universell
ausgebildeter Jurist mit ausgezeichneten
Fachkenntnissen in seinem Beruf. Erst auf
dieser umfassenden Basis kann eine Spe-
zialisierung in bestimmte Fachgebiete erfol-
gen. Die Vertiefung in ein Spezialgebiet
und dessen Ausübung erfordert hervorra-
gendes juristisches Allgemeinwissen; an-
dernfalls käme es zu einer schädlichen Ver-
engung des juristischen Blickfeldes.

Diese Art der Ausbildung hat sich nicht nur
in der Praxis bewährt, sie ist auch der
Grund dafür, dass Österreichs Rechtsan-
wälte in Europa als die bestausgebildeten
gelten. Selbstverständlich ist auch die Aus-
bildung des Rechtsanwaltes verbesserungs-
fähig. Bessere wirtschaftswissenschaftliche
Kenntnisse, bessere Kenntnisse ausländi-
scher Rechtsordnungen und von Fremdspra-
chen wären in vielen Fällen angezeigt. Bei
den jungen Juristen, die den Rechtsanwalts-
beruf anstreben, zeigt sich, dass derartige

Zusatzqualifikationen gefragt sind und
das Unterkommen im Beruf erleichtern.

Die Änderung der Juristenausbildung folgt
dem so genannten Bologna-Prozess. Das
Universitätsgesetz 2002 bringt nicht nur
die Neuaufteilung der juristischen Studien
in ein 6-semestriges Bakkalaureatstudium,
ein darauf aufbauendes 4-semestriges Stu-
dium für den Magister und ein erst daran
anschließendes Doktoratstudium, sondern
eröffnet auch den Universitäten im Rah-
men der ihnen gewährten Autonomie die
Möglichkeit, Studienpläne zur Berufsvor-
bildung nach eigenen Vorstellungen zu
entwickeln. Dies hat dazu geführt, dass
etwa die Universitäten in Salzburg und
Innsbruck Bakkalaureatstudien anbieten,
die nur teilweise juristische Inhalte, teil-
weise anderes, lehren. Die Wirtschaftsuni-
versität Wien hat den Plan eines wirt-
schaftsrechtlichen Bakkalaureatstudiums
vorgelegt. Dieses Bakkalaureatstudium
soll Basis für ein weiteres Magisterium
sein, das sodann auch Zugang zu den
klassischen juristischen Berufen geben soll.

Hier sei zunächst der Ordnung halber an-
gemerkt, dass nach der übereinstimmen-
den Meinung der Rechtsanwaltschaft,
aber auch des Notariats, der Gerichte
und der Universitäten das Bakkalaureat-
studium allein nicht als wissenschaftliche
Berufsvorbildung für diese Berufe aus-
reicht, sondern Basis nur das Magisterium
sein darf und sein wird.

Darüber hinaus ist es aber auch notwendig,
die juristischen Studieninhalte so zu wäh-
len, dass der absolvierte Mag. iuris. eine
universelle juristische, wissenschaftliche Be-
rufsvorbildung hat. Eine Spezialisierung,
etwa auf wirtschaftswissenschaftliche Fä-
cher schon an der Universität wäre verfrüht
und nicht zweckentsprechend. In einer Zeit,
in der der Studierende durchaus nicht
weiß, in welchem juristischen Tätigkeitsge-
biet er letztlich tätig sein wird, ist es unbe-
dingt notwendig, ihm jedenfalls eine umfas-
sende juristische Ausbildung zu geben.
Dies spricht nicht gegen zusätzliche Lernin-
halte wie wirtschaftswissenschaftliche Fä-
cher, fremdsprachige Übungen und ähnli-
ches. In der nunmehr 10-semestrigen Studi-
endauer wird dies ohne weiters auch mög-
lich sein. Dass die Erweiterung des
wirtschaftswissenschaftlichen Wissens des
Juristen, insbesondere auch für die Tätigkeit
als Rechtsanwalt von besonderem Wert ist,
soll hier ausdrücklich festgehalten werden.

Für den rechtsuchenden Bürger ist die
Qualität der Leistung des Rechtsanwaltes
das entscheidende Kriterium. Nur ein um-
fassend ausgebildeter Rechtsanwalt wird
diese Qualität im ausreichenden Maße er-
bringen können. Die umfassende berufs-
vorbildende wissenschaftliche Ausbildung
im oben genannten Sinn an einer Universi-
tät ist dazu ebenso unabdingbar wie prak-
tische Berufsausbildung und lebenslange
Fortbildung.
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Wichtige

Informationen

Ausbildungshalbtage
Mediation

Wie bereits in der Dezemberausgabe 2004 (AnwBl 2004, 590)
angemerkt wurde, tritt die in der Zivilverfahrens-Novelle 2004
(BGBl I 2004/128) vorgesehene Änderung des § 1 Abs 2 lit f
RAO mit 1. 7. 2005 in Kraft und ist auf Rechtsanwälte anzuwen-
den, die nach dem 30. 6. 2005 erstmals in die Liste der Rechtsan-
wälte eingetragen werden.

Die neue Regelung des § 1 Abs 2 lit f RAO lautet:

f) die Teilnahme an den nach den Richtlinien für die Ausbildung von
Rechtsanwaltsanwärtern erforderlichen Ausbildungsveranstaltun-
gen im Ausmaß von höchstens 42 Halbtagen, davon zwingend
6 Halbtage Mediationsausbildung;

Die Regelung dient dazu, der zentralen Bedeutung der außerge-
richtlichen Verhandlungsführung und Streitbeilegung besser ge-
recht zu werden.

Rechtsanwaltsanwärter müssen demnach an Ausbildungsveranstal-
tungen im Ausmaß von mindestens 42 Halbtagen teilnehmen, wo-
bei jedenfalls sechs Halbtage Kenntnisse und Fertigkeiten zum Ge-
genstand haben müssen, die die Grundlagen der Mediation und
andere Methoden der außergerichtlichen Streitbeilegung und des
konsensorientierten Verhandelns vermitteln.

Die von der Vertreterversammlung beschlossene Änderung der RL-
RAA finden Sie auf www.rechtsanwaelte.at unter den Kundma-
chungen.

Schmerzengeldsätze
in Österreich in Euro

Stand: Februar 2005

Schmerzen

leichte mittlere starke qualvolle
OLG Graz 100 150 –200 250 –300 350 –500
OLG Innsbruck 100 200 300
OLG Linz Keine Angaben
OLG Wien 100 200 300
LG Eisenstadt 90 180 270
LG Feldkirch 100 175 250
LG ZRS Graz 110 180 250
LG Innsbruck 100 –150 150 –200 200 –300
LG Klagenfurt 100 –110 200 –220 300 –330
LG Linz 100 200 350
LG Salzburg 100 200 300
LG St. Pölten 100 200 300
LG ZRS Wien 100 200 300
LG Korneuburg 100 200 300
LG Krems 100 –110 200 300
LG Leoben 110 180 250
LG Ried i I 120 200 300
LG Steyr 100 –120 220 350
LG Wels 100 200 300
LG Wr Neustadt 100 200 300

Beachte: Diese Schmerzengeldtabelle stellt bloß eine Bemessungs-
hilfe und keine Berechnungsmethode dar!

Herausgegeben von Hofrat Professor Dr. Franz Hartl,
Präsident des LG Korneuburg iR.

Das österreichische Tierschutzgesetz
Die Ausgabe enthält das neue, erstmals bundeseinheitliche Tierschutzgesetz (TSchG) samt
den Tierhaltungs- und allen weiteren Tierschutzverordnungen:  1. und 2. TierhaltungsV •
Tierhaltungs-GewerbeV • Zoo-V • Tierschutz-ZirkusV • Tierschutz-VeranstaltungsV • Tierheim-V
• Tierschutz-SchlachtV • Diensthunde-AusbildungsV • Mit ausführlicher Kommentierung des
TSchG als Rahmengesetz, der Verordnungen und der zahlreichen Anlagen. 

Die Autorin:
DDr. Regina Binder, Dokumentationsstelle für Tierschutz- & Veterinärrecht an der Veterinärmedi-
zinischen Universität Wien.

Mit einem Vorwort von Univ.-Prof. Dr. J. Troxler, Vorstand des Instituts für Tierhaltung und Tier-
schutz und Mag. med. vet. H. Gsandtner, Wiener Tierschutzombudsmann 

2005. br. 400 Seiten. EUR 48,–   ISBN 3-214-00168-X
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Position des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages
zur Gerichtsorganisation NEU
Nach Ansicht der österreichischen Anwaltschaft wäre durch den
einfachen Gesetzgeber grundsätzlich eine dreigliedrige Gerichts-

organisation vorzusehen.
Den Eingangsgerichten in erforderlicher Anzahl sind in jedem Bun-
desland organisatorisch selbständige Rechtsmittelgerichte überzu-
ordnen.
Die Rechtsmittelbefugnis an den Obersten Gerichtshof ist jedenfalls
zur Herstellung und Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung
und im Interesse der Rechtsentwicklung zu sichern und zu erwei-

tern. Jede erstinstanzliche Gerichtsentscheidung muss einer Über-
prüfung zugänglich sein.
Zum Vorschlag des Bundesministeriums für Justiz zur Änderung der
Gerichtsorganisation wird angemerkt, dass die OLG-Struktur, wie
sie offenbar vom BMJ gewollt ist, nicht den Bedürfnissen einer
von der Bevölkerung akzeptierten Rechtspflege entspricht. Beru-
fungsinstanz der Eingangsgerichte sollte jedenfalls ein Berufungs-
gericht sein, das seinen Sitz im Bundesland des Eingangsgerichtes
hat. Bei dieser Struktur spricht nichts dagegen, Justizverwaltungs-
sachen nicht bei allen Landesgerichten, sondern nur bei bestimm-
ten zu führen, etwa bei jenen, die ihren Sitz im Ort eines derzeiti-
gen OLG haben.

Online-Umfrage Gerichts-
organisation
Genau 800 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte haben sich an
dieser, in der Zeit vom 10. –28. 2. 2005 im Login-Bereich von
www.rechtsanwaelte.at laufenden Umfrage beteiligt. Nach Bun-
desländern aufgeschlüsselt haben sich aus

Burgenland 29
Kärnten 17
Niederösterreich 92
Oberösterreich 61
Salzburg 208
Steiermark 58
Tirol 72
Vorarlberg 89
Wien 174
Rechtsanwälte beteiligt.

2005, 616 Seiten, geb.
ISBN 3-7073-0739-5
EUR 68,–

Der praxisorientierte
Arbeitsbehelf zum 
Tierschutzrecht

Tel.: (01) 24 630-0
Fax: (01) 24 630-23

office@lindeverlag.at
www.lindeverlag.at

2005, 256 Seiten, kart.
ISBN 3-7073-0656-9
EUR 38,–

Inklusive Musterverträge 
und -korrespondenz!

 Völlige Neurege-
lung des Tier-
schutzrechts

 Einarbeitung der
Materialien zum
Tierschutz-
gesetz

 Inklusive aller 
dazugehörigen
Verordnungen

 Mit Querver-
weisen zu Tier-
schutzverord-
nungen

 Gewährleistung
und Schadener-
satz

 Die Sicherheit
auf der 
Baustelle

 Die strafrecht-
liche Verant-
wortung für
Unfälle am Bau

 Die Haftung des
Dienstnehmers
gegenüber dem
Dienstgeber für
Fehler auf der
Baustelle

 Konkurs und
Ausgleich auf
der Baustelle

Rechtspolitik – Dokumentation
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Auswertung der Fragen (mit Auswahlmöglichkeiten):

1. Gerichtsorganisation allgemein:
Gesamt

%
Bgld
%

Ktn
%

NÖ
%

OÖ
%

Sbg
%

Stmk
%

Tir
%

Vlbg
%

Wien
%

Die bestehenden 4 Gerichtsebenen
(BG – LG – OLG – OGH) sollen beibehalten
werden. 44% 28% 24% 63% 38% 45% 53% 36% 43% 39%

3 Gerichtsebenen: Eingangsgerichte in erfor-
derlicher Anzahl – 9 Landesberufungsgerichte
(1 pro Bundesland) – OGH. Die OLGs sollen
aufgelöst werden, verbunden mit einem erwei-
terten Rechtszug an den OGH zur Sicherung
der Einheitlichkeit der Rechtsprechung
(Position des ÖRAK). 52% 72% 65% 33% 58% 51% 41% 61% 56% 53%

3 Gerichtsebenen: 62 Regionalgerichte –

4 OLG – OGH (Konzept des BMJ). 4% 0% 12% 3% 3% 3% 5% 3% 1% 7%

2. Anzahl der Gerichte erster Instanz öster-

reichweit. Die Anzahl der Gerichte erster In-
stanz sollte

Gesamt

%

Bgld

%

Ktn

%

NÖ

%

OÖ

%

Sbg

%

Stmk

%

Tir

%

Vlbg

%

Wien

%

bleiben wie derzeit vorgesehen. Es sollten keine
weiteren Bezirksgerichte mehr geschlossen
werden. 44% 21% 24% 53% 33% 56% 55% 39% 48% 33%

verringert werden. Einzelne Bezirksgerichte
könnten geschlossen werden. 20% 10% 12% 14% 30% 20% 4% 28% 17% 26%

verringert werden nach der „Formel“ ein
Bezirksgericht pro Bezirkshauptmannschaft. 32% 69% 59% 31% 25% 22% 34% 31% 34% 36%

wie im Konzept des BMJ auf 62 verringert wer-
den. 4% 0% 6% 2% 13% 3% 7% 1% 1% 6%

4. Nach dem Konzept des BMJ werden die bis-
herigen Landesgerichte in Regionalgerichte (mit

Strafsachen, Insolvenzsachen und Firmenbuch)
umgewandelt. Rechtsmittelgerichte wären aus-

schließlich die 4 Oberlandesgerichte Wien, Linz,

Graz und Innsbruck. Die Verlagerung der
Rechtsmittelinstanz von den Landesgerichten zu

den 4 Oberlandesgerichten

Gesamt

%

Bgld

%

Ktn

%

NÖ

%

OÖ

%

Sbg

%

Stmk

%

Tir

%

Vlbg

%

Wien

%

befürworte ich. 9% 0% 13% 4% 13% 4% 15% 11% 2% 17%

lehne ich ab. 85% 93% 81% 90% 77% 93% 76% 73% 98% 75%

Keine Angabe. 7% 7% 6% 5% 10% 3% 9% 16% 0% 9%

Rechtspolitik – Dokumentation
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5. Im Konzept des BMJ ist weiter vorgehen,

dass der Oberste Gerichtshof nur mehr für
grundsätzliche und richtungweisende Entschei-

dungen angerufen werden kann. Diese Be-

schränkung des Instanzenzuges an den OGH

Gesamt

%

Bgld

%

Ktn

%

NÖ

%

OÖ

%

Sbg

%

Stmk

%

Tir

%

Vlbg

%

Wien

%

befürworte ich. 8% 3% 13% 7% 11% 3% 11% 6% 4% 14%

lehne ich ab. 90% 93% 88% 93% 87% 94% 84% 91% 94% 85%

Keine Angabe. 2% 3% 0% 0% 2% 3% 5% 3% 1% 1%

6. (Nur Wien betreffend): In Wien ist das Re-
gionalgericht Landstraße als zweites für Straf-

sachen zuständige Gericht (neben dem Regio-
nalgericht Josefstadt) vorgesehen. Die Errich-

tung eines 2. Straflandesgerichtes Wien

Gesamt

%

Bgld

%

Ktn

%

NÖ

%

OÖ

%

Sbg

%

Stmk

%

Tir

%

Vlbg

%

Wien

%

befürworte ich. 10% 4% 8% 20% 4% 7% 3% 2% 8% 18%

lehne ich ab. 26% 18% 0% 27% 11% 11% 8% 8% 8% 65%

Keine Angabe. 64% 79% 92% 52% 86% 82% 89% 91% 83% 17%

7. (Nur Wien betreffend): Die Zuständigkeit in

Handelssachen soll in Wien zur Gänze beim
Regionalgericht Landstraße („Justiztower“)

verbleiben. Dies

Gesamt
%

Bgld
%

Ktn
%

NÖ
%

OÖ
%

Sbg
%

Stmk
%

Tir
%

Vlbg
%

Wien
%

befürworte ich. 44% 59% 23% 52% 29% 25% 32% 8% 7% 92%

lehne ich ab. 6% 7% 0% 12% 4% 5% 10% 3% 8% 5%

Keine Angabe. 50% 33% 77% 36% 68% 70% 59% 89% 85% 2%

8. (Nur Wien betreffend): Spezialgerichtsbar-
keit (etwa in Arbeits- und Sozialrechtssachen)

soll es nicht mehr geben. Diese Änderung

Gesamt
%

Bgld
%

Ktn
%

NÖ
%

OÖ
%

Sbg
%

Stmk
%

Tir
%

Vlbg
%

Wien
%

befürworte ich. 12% 15% 31% 26% 13% 8% 5% 6% 7% 12%

lehne ich ab. 43% 41% 38% 52% 29% 29% 31% 11% 16% 84%

Keine Angabe. 45% 44% 31% 22% 59% 63% 64% 82% 77% 4%

Wir danken für Ihre Teilnahme an dieser Online-Umfrage.

Rechtspolitik – Dokumentation
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PR-Tipps

Werbeartikel – Werbung ist
Information

Die Frage, wozu Geld in Werbeartikel investieren, ist einfach zu
beantworten: Werbung kostet Geld, keine Werbung kostet Man-
danten! Auf einem Markt, auf dem Wettbewerb um den Mandan-
ten herrscht, muss gezielt gearbeitet werden.

Werbeartikel, auch Give-aways genannt, sind die geeigneten Me-
dien, um eine breite Öffentlichkeit anzusprechen. Kleine Werbege-
schenke wie Streuartikel und Präsente sprechen die Kunden und
potenziellen Kunden direkt an. Der Klient fühlt sich wahrgenom-
men. Denn Werbeartikel sind ein hervorragendes Medium für
den direkten Kontakt. Mit ihnen verbindet sich ein hoher Aufmerk-
samkeitswert. Wichtig ist ein Bezug zum Rechtsanwalt. Die Mittei-
lung ist kurz, einfach und klar zu formulieren. Man kann dadurch
die Aufmerksamkeit steigern und die Nachhaltigkeit erhöhen.

Werbegeschenke erinnern als Souvenirs an die Kanzlei oder aber
an ein Kanzleievent, einen Tag der offenen Tür oder andere Veran-
staltungen. Streuartikel sind relativ preiswerte Werbeartikel, die
weit ins Publikum „gestreut“ werden können.

Die reichhaltige Auswahl – vom günstigen Streuartikel bis hin zum
hochwertigen Werbeträger – erlaubt eine dem Anlass entspre-
chende individuelle Gestaltung der Werbeaktion. Werbeartikel
sind ideal zur Neukundengewinnung oder Pflege bereits bestehen-
der Geschäftsbeziehungen.

Als spezielle Serviceleistung bietet der ÖRAK ab sofort allen
Rechtsanwälten folgende Werbeartikel bedruckt mit Logo und
dem Text „DIE ÖSTERREICHISCHEN RECHTSANWÄLTE“
www.rechtsanwaelte.at an: Regenschirm (Ø 120 cm), Kugel-
schreiber, Schlüsselanhänger, Autokleber, A4-Block und Post-it.
Ein Bestellformular finden Sie auf www.rechtsanwaelte.at im In-
ternen Bereich (1).

Julia Bisanz, ÖRAK Öffentlichkeitsarbeit
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Termine

Inland
9. Mai Wien

Institut für Europäisches Recht: Organizational and

Working Procedures of the EC/EU institutions – Univ.-
Lekt. Dr. Moritz Röttinger LL.M. (ULB)

10. Mai Graz
Verlag Österreich Akademie: Beendigung von Dienst-
verhältnissen – Kündigung und Entlassung – Mag.
Dr. Gabriela Petrovic

10. und
11. Mai

Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Forum: Kartell-

recht – Referententeam

11. Mai Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Gründung ei-

ner Ges.m.b.H. – RegRat G. Wetschnig

12. Mai Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Vertragsrecht
aktuell – RA Dr. Georg Kresbach, RA Mag. Simone
Petsche-Demmel

18. Mai Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Gesellschafts-
recht-Änderungsgesetz 2005 – Dr. Sonja Bydlinski,
RA Dr. Maximilian Eiselsberg, RA Dr. Thomas Habe-
rer, WP und StB Mag. Dr. Robert Reiter

22. bis
25. Mai

Wien
International Pension&Employee Benefits Lawyers
Association: 10th International Conference

24. Mai Linz
Tagung „Umsetzung der neuen EG-Umwelthaftungs-
richtlinie“

24. Mai Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): AGB und opti-
male Gestaltung des Arbeitskräfte-Überlassungsver-

trages – RA Dr. Georg Bruckmüller

6. und
7. Juni

Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): WGG für Spe-

zialisten – Dr. Wolfgang Dirnbacher, HR Dr. Helmut
Würth

9. Juni Wien
Verlag Österreich Akademie: GeS-Tagung – Steuer-
recht aktuell – Referententeam

21. Juni Graz
Verlag Österreich Akademie: Grundwissen GmbH-
Recht für Geschäftsführer und Gesellschafter – Rechte

– Pflichten – Wissenswertes – Dr. Lukas Fantur

21. Juni Wien
Verlag Österreich Akademie: Einführung in die prakti-
sche Hausverwaltung – Dkfm. Mag. Gudrun Hasen-
auer

23. Juni Salzburg
Verlag Österreich Akademie: Gewerbeordnung im

Umbruch – Dr. Josef Unterweger

30. Juni Wien
RESI: Mobbing aus „psychologischer Sicht“ – RI HR
Dr. Herbert Hopf, Univ.-Lekt. Mag. Dr. Christa Kolodej

7. Juli Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Sommer-Block-

seminar (BU-Kurs)

10. bis
14. Juli

Rust
4th International Tax Law Summer Conference

6. bis
8. Okt.

Innsbruck
Tiroler RAK/ÖRAK: Anwaltstag

Ausland
10. und
11. Juni

Kopenhagen
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Societas Europaea – The European Company

17. und
18. Juni

Jena
Friedrich-Schiller-Universität, Symposium: Diskriminie-
rungsschutz durch Privatrecht – Prof. Dr. Stefan Leible,
Monika Schlachter
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§ 17 GmbHG; § 69 KO:

Rekurslegitimation des Geschäftsführers gegen Konkurseröff-
nungsbeschluss

1. Der Geschäftsführer einer GmbH ist im Rahmen des Konkurser-
öffnungsverfahrens zur Anfechtung im eigenen Namen berechtigt.

2. Die Bestellung zum Geschäftsführer wird sofort wirksam. Die
Eintragung im Firmenbuch ist nur deklarativ.
OGH 18. 9. 2003, 8 Ob 84/03 s, ecolex 2004/249 (LS).

&

§§ 18, 30 HGB; Art 28, 43, 49 EG:

Firmenausschließlichkeit – europarechtskonform

§ 30 HGB steht im Einklang mit den sonstigen nationalen Rechts-
ordnungen, aber auch mit dem Gemeinschaftsrecht, sodass ein Er-
suchen um Vorabentscheidung an den EuGH zu keiner weiteren
Klärung der Rechtslage beitragen würde.
OGH 23. 10. 2003, 6 Ob 211/03b, ecolex 2004/250 =GSRZ
2004, 129.

&

§ 3 VereinsG; §§ 6 f ABGB:

Ausschluss eines Vereinsmitglieds

1. Die Vereinsstatuten sind wie generelle Rechtsnormen nach § 6 f

ABGB auszulegen.

2. Dem auszuschließenden Vereinsmitglied ist vor Ausschluss Gele-
genheit zum Gehör zu geben, auch wenn die Satzung keine vorhe-
rige Anhörung des auszuschließenden Mitglieds vorsieht.
OGH 14. 1. 2004, 7 Ob 269/03 i, ecolex 2004/251 (siehe
hiezu auch Keinert, rechtliches Gehör beim Ausschluss aus Verein
und Genossenschaft, GesRZ 2004, 155).

&

§ 7 VereinsG 2002; § 41 GmbHG; §§ 197, 200 AktG:

Bekämpfung und Überprüfung von Vereinsbeschlüssen

1. Entscheidungen von Vereinsgerichten können in letzter Konse-
quenz auf dem Rechtsweg bekämpft werden.

2. Die Fristen zur Ergreifung einer Nichtigkeits- oder Anfechtungs-
klage im Kapitalgesellschaftsrecht werden von der Regierungsvor-
lage zum Vereinsgesetz 2002 abgelehnt.
OGH 18. 11. 2003, 1 Ob 224/03b, ecolex 2004/252 (LS).

&

§§ 6 und 159 StGB: Strafbarkeitserfordernisse der „fahrlässigen
Krida neu“

Bei der Beurteilung der von § 159 StGB vorausgesetzten „groben
Fahrlässigkeit“ kommt es in erster Linie auf den Handlungsunwert

an, für dessen Bewertung auch die durch das Verhalten des Täters
drohende und für ihn vorhersehbare Rechtsgutsbeeinträchtigung
heranzuziehen ist, während der Erfolgsunwert, also das Ausmaß
der tatsächlich bewirkten Beeinträchtigung der Gläubigerinteres-
sen, für die Quantifizierung des Handlungsunwerts unmaßgeblich

ist. Durch das Vorliegen von Umständen, die das Maß der Schuld
(verstanden als Element des allgemeinen Verbrechensbegriffes)
nicht bloß unerheblich herabsetzen, kann die (durch den Hand-
lungsunwert indizierte) Fahrlässigkeitseinstufung beeinflusst wer-
den.

Die Auslegung der einzelnen, im Gesetz taxativ angeführten krida-
trächtigen Verhaltensweisen kann sich nur am Maßstab eines or-
dentlich wirtschaftenden Menschen in der konkreten Situation des
Täters orientieren. Weil dieser Maßstab aber erst die Grenzzie-
hung zur Fahrlässigkeit schlechthin bestimmt und für sich allein
noch kein Gradmesser ihrer Schwere ist, ist das kridaträchtige Ver-
halten im Einzelfall zusätzlich auch an den Kriterien der groben

Fahrlässigkeit zu messen.

OGH 24. 6. 2003, 11 Os 28/03 (LG Salzburg 26. 7. 2002,
35 Hv 1117/01); JBl 2004, 662.

&

§ 74 Abs 1 Z 7 StGB, § 223 StGB, § 229 Abs 1 StGB:

Bankomatkarten sind aus Sicht des OGH als Urkunden anzuse-
hen. Die Urkundenqualität einer Bankomatkarte folgt schon da-
raus, dass die ausgebende Bank als unverwechselbar erkennba-
rer Aussteller derselben fungiert und mit dieser Karte erklärt, dass
der (berechtigte) Inhaber insbesondere bestimmte Leistungen des
Kartenausstellers in Anspruch nehmen kann (Beweisfunktion iSd
§ 74 Abs 1 Z 7 StGB). Ebenso wie bei Kreditkarten ist daher jede
Bankomatkarte – ohne Rücksicht auf eine zusätzliche, jetzt gar
nicht mehr gebräuchliche Scheckkartenfunktion oder auf eine Un-
terfertigung durch den berechtigten Karteninhaber – taugliches

Objekt einer strafbaren Handlung nach §§ 223, 229 Abs 1
StGB.

OGH 24. 9. 2003, 13 Os 43/03 (RS 118064); RZ 2004, EÜ30.

&

a) Verfahrensrüge, in der Berufung geltend gemachte Notwendig-

keit eines Sachverständigen aus dem Fachgebiet der forensischen
Aussagepsychologie:

Die Beweiswürdigung ist Sache des Richters, wobei es aber nicht
ausgeschlossen erscheint, wissenschaftliche Hilfsmittel heranzuzie-
hen, um die Basis dafür zu verbreitern. Stellt der Gutachter die
Übereinstimmung der Aussage mit der (sie begleitenden) Erinne-
rung fest, widerspricht dies im Zivilverfahren nicht den Grundsät-
zen eines fairen Verfahrens.

Schon gelesen?
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Schon gelesen?

b) Mögliche Heilung einer gemäß § 23 EheG nichtigen Ehe:

§ 23 Abs 1 EheG lässt es für den Ausschluss der Nichtigkeit genü-
gen, dass im Zeitpunkt der Eheschließung die gemeinsame Absicht
auf Begründung einer ehelichen Lebensgemeinschaft bestand. Ent-
steht diese Absicht zur Begründung einer ehelichen Lebensgemein-
schaft erst einige Tage nach dem Abschluss der Ehe, liegt daher iSd
herrschenden Interpretation des § 23 Abs 1 EheG Nichtigkeit vor.
Es erscheint aber auch die Auslegung dahin möglich, dass der
enge zeitliche Zusammenhang ausreicht, um den Ausschluss der
Nichtigkeit zu bewirken.

Es fehlt Rechtsprechung zu einem solchen Sachverhalt, die ordent-
liche Revision ist daher zulässig.

a) + b): LG ZRS Wien 29. 9. 2004, 44 R 312/04 i (BG Leopold-
stadt 14. 4. 2004, 6 C 75/02v-37).

Mitgeteilt von RA Dr. Herbert Pochieser, Wien

RECHTaktuell
Das Neueste zum Zivilrecht

Fucik
Das neue Verlassenschaftsverfahren

Alle wichtigen Änderungen auf einen Blick!
Mit 1. 1. 2005 trat die Außerstreitreform in Kraft. Damit änderte sich der Text des
AußStrG vollkommen. Auch das Verlassenschaftsverfahren hat dadurch wesentliche und
grundlegende Änderungen erfahren, die von der Integration des Erbrechtsstreits über
wesentliche Vereinfachungen bei Inventarisierung und Vertretung des Nachlasses bis zu
einer Stärkung der Stellung des Gerichtskommissärs reichen.
Das Werk wurde von dem für diesen Teil der Außerstreitreform hauptsächlich verantwort-
lichen Legisten verfasst und bietet:

● einen systematischen Überblick über die Rechtslage nach dem neuen AußStrG ● Vergleiche zwischen alter und
neuer Rechtslage ● Schaubilder und Muster, die den Verfahrensablauf verdeutlichen.

Der Autor
Dr. Robert Fucik ist Richter des OLG Wien. Als Vortragender wirkt er in der Rechtspfleger- und Richterausbildung.

2004. XVI, 144 Seiten. Br. EUR 36,– ISBN 3-214-08925-0

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

§ 74 ZPO: Gefahrtragung für technische Gebrechen bei der Über-

mittlung via Telefax:

Gelangt ein Telefax aufgrund maschinellen Versagens gar nicht bei
Gericht ein, gereicht das stets dem Einreicher zum Nachteil (Ko-
necny in Fasching/Konecny2 II/2 § 74 ZPO, Rz 38). Das Risiko
des maschinellen Versagens bei Faxeingaben vor oder nach den

Amtsstunden trägt stets der Einschreiter. Es entspricht einem gene-
rellen Prinzip bei Eingaben, dass der Schriftsatz bei Gericht einlan-
gen muss, um verfahrensrechtliche Wirkungen auszulösen.

OGH 26. 5. 2004, 7 Ob 94/04 f (LG Salzburg 21. 4. 2004,
10 Cg 219/03 v-10).

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.

229AnwBl 2005/5



Dr. Georg Nowotny, Richter des OLG Wien

§ 9 Abs 2 SpaltG – verfassungswidrig? – Replik zu Aigner
Mit Beschluss vom 26. 8. 2004, 6 Ob 132/04m, hat der OGHmit ausführlicher Begründung beim VfGH den Antrag gestellt,
die Wortfolge „§ 225 c Abs 3 und 4 sowie“ im dritten Satz des § 9 Abs 2 SpaltG idF BGBl 1996/304 als verfassungswidrig
aufzuheben. Aigner1) hat es unternommen, gegen die vom OGH fundiert dargestellten verfassungsrechtlichen Bedenken
gegen die Norm deren Verfassungsgemäßheit zu argumentieren. Im Folgenden soll auf diese Argumentation Aigners
schlaglichtartig repliziert werden.2)

I. Unabhängigkeit des Spaltungsprüfers

Aigner meint, der vom Aufsichtsrat bzw vom Vorstand der übertra-
genden Gesellschaft bestellte Spaltungsprüfer sei unabhängig,
weil er gemäß § 5 Abs 3 SpaltG iVm § 271 HGB zur Unparteilich-
keit verpflichtet sei und es umfangreiche Ausschlussgründe gebe.
Auch im Fall einer gerichtlichen Bestellung wäre kein strengerer
Maßstab anzulegen. Zudem würden in der Praxis auch in den Fäl-
len gerichtlicher Bestellung von Prüfern in der Regel die von den
Gesellschaftsorganen vorgeschlagenen Personen bestellt werden.
Hier wird die Selbstverständlichkeit, dass jedermann die Gesetze
und jeder Berufsstand die eigenen Standes- und Berufsausübungs-
regeln einhalten muss, mit der Unabhängigkeit verwechselt. Die
Unabhängigkeit einer Stelle von einer anderen ist – wie etwa die
Unabhängigkeit der Richter – dadurch sicherzustellen, dass die
zu kontrollierende Stelle keinen Einfluss auf die Bestellung bzw Ab-
berufung (bzw Versetzung) der kontrollierenden Stelle hat.Wie we-
nig unabhängig etwa die Unabhängigen Verwaltungssenate (auch
sie sind zur Gesetzestreue und zur Unparteilichkeit verpflichtet!)
wegen der befristeten Ernennung ihrer Mitglieder sind, belegt ein
Blick in das einschlägige Schrifttum.3) Die gleiche Problematik stellt
sich beispielsweise bei der vomOGH geforderten Unabhängigkeit
der Vorstandsmitglieder einer Privatstiftung von den Begünstigten.
Obwohl freilich auch die Vorstandsmitglieder einer Privatstiftung
besondere Pflichten einzuhalten, insbesondere die Erfüllung des
Stiftungszwecks und die Einhaltung der Bestimmungen der Stif-
tungserklärung (§ 17 Abs 1 PSG) zu beachten haben, erachtete
der OGH dies nicht als ausreichend, um die Unabhängigkeit der
Vorstandsmitglieder von den Begünstigten gewährleistet zu se-
hen.4) Wie unabhängig wird dann der vom Aufsichtsrat (von der
Geschäftsführung) der übertragenden Gesellschaft gemäß § 5
Abs 2 SpaltG bestellte Spaltungsprüfer bei der Bewertung – die er-
fahrungsgemäß große Spielräume zulässt5) – sein (insbesondere
dann, wenn er vielleicht gleichzeitig der Abschlussprüfer ist und
fürchten muss, nicht wiederbestellt zu werden)?6)
Dass derzeit das Firmenbuchgericht üblicherweise die von den Or-
ganen der betroffenen Rechtsträger vorgeschlagenen Personen zu
Prüfern (zB Gründungsprüfern, Sacheinlagenprüfern, Stiftungsprü-
fern) bestellt, stimmt zwar. Dennoch stellt die gerichtliche Bestel-
lungskompetenz sicher, dass das Gericht gegebenenfalls einen an-

deren Prüfer als die vorgeschlagene Person bestellen kann. Im Üb-
rigen wird gerade in jüngster Zeit in Firmenbuchrichterkreisen an-
gesichts von Bewertungsgutachten, die zunehmend teilweise als
bedenklich angesehen werden, die Frage gestellt, ob man nicht
von der bisherigen Praxis, die vorgeschlagene Person zum Prüfer
zu bestellen, abgehen soll.

II. „Durch ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde
bestellt oder zugelassen”

Aigner meint gegen Hügel7) und den OGH in casu, dem Art 8 der
Spaltungsrichtlinie sei dadurch Genüge getan, dass die beeideten
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, die allein gemäß § 5 Abs 3
SpaltG iVm § 271 Abs 1 HGB zu Spaltungsprüfern bestellt wer-
den können, als solche gemäß § 7 Abs 2 und 3 WTBG durch
die Kammer derWirtschaftstreuhänder öffentlich bestellt bzw aner-
kannt worden seien. Dadurch sei dem Erfordernis der Richtlinie
Rechnung getragen, es müsse der unabhängige Sachverständige
(alternativ) durch eine Verwaltungsbehörde zugelassen sein.

Abhandlungen

1) Squeeze-out-Spaltung – Wird der VfGH die für die gerichtliche Überprü-
fung des Barabfindungsangebots vorgesehene Antragsschwelle zu Fall
bringen, AnwBl 2005, 182.

2) Die Kenntnis sowohl des Beschlusses des OGH als auch des Aufsatzes
von Aigner wird hier vorausgesetzt; die wesentlichen Aussagen des
OGH sowie Aigners werden hier daher nicht mehr im Detail referiert.

3) Vgl nur beispielweise Messiner, Wie „unabhängig“ werden die Verwal-
tungssenate in den Ländern sein? ZVR 1990, 131 [132]: „. . . aus wel-
chen besonderen Gründen die Unabhängigkeit der neu einzurichtenden
Verwaltungssenate . . . zum Scheitern verurteilt sein dürfte“; Denk, Wie
unabhängig sind die Unabhängigen Verwaltungssenate? ÖJZ 1995,
206 [213]: „Solange die Mitglieder der UVS nur auf Zeit bestellt sind,
sind sie eben nicht unabhängig wie Richter.“; Grof, Der oö Verwaltungs-
senat als MRK-konforme Rechtsschutzinstitution? ÖJZ 1995, 281 [286]:
„In jedem Fall ist das Mitglied (des UVS, Anm des Verfassers) so aus na-
heliegenden Gründen dazu genötigt, sich ,systemkonform

,

zu verhal-
ten.“ (Hervorhebung im Original).

4) 6 Ob 39/97 x.
5) Vgl nur Wenusch, Die Krux der Unternehmensbewertung und die Auswir-

kung auf die Rechtswissenschaft, GesRZ 2001, 182.
6) Vgl dazu Wenusch, GesRZ 2001, 182: „ . . . der gerichtlich bestellte

Sachverständige – alle anderen sind als offenkundig ,bezahlte Büttel

,

völ-
lig unglaubwürdig – . . .“; kritisch zur Unabhängigkeit des solchermaßen
bestellten Spaltungsprüfers auch Hügel, Das neue Spaltungsgesetz und
die Reform des Umgründungsrechts, ecolex 1996, 527 (539); Bachner,
Bewertungskontrolle bei Fusionen 78.

7) ecolex 1996, 527 (539).
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Art 8 Abs 1 der Spaltungsrichtlinie lautet:

„Für jede der an der Spaltung beteiligten Gesellschaften prüfen ein
oder mehrere von diesen unabhängige Sachverständige, welche
durch ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde bestellt oder zu-
gelassen sind, den Spaltungsplan und erstellen einen schriftlichen
Bericht für die Aktionäre. Die Rechtsvorschriften eines Mitglied-
staats können jedoch die Bestellung eines oder mehrerer unabhän-
giger Sachverständiger für alle an der Spaltung beteiligten Gesell-
schaften vorsehen, wenn die Bestellung auf gemeinsamen Antrag
dieser Gesellschaften durch ein Gericht oder eine Verwaltungsbe-
hörde erfolgt. . . .“

Es ist fraglich, ob diese Bestimmung so ausgelegt werden muss, wie
Aigner es tut. Man könnte sie auch so interpretieren: Ein unabhängi-
ger, sachlich geeigneter Sachverständiger ist als Spaltungsprüfer
vomGericht oder von der Verwaltungsbehörde für die konkrete Prü-
fung zu bestellen oder zuzulassen. Dass dies so gemeint sein könnte,
könnte aus dem zweiten Satz von Art 8 Abs 1 der Richtlinie gefol-
gert werden, der ausdrücklich für die konkrete Prüfung die gerichtli-
che oder verwaltungsbehördliche Bestellung des Sachverständigen
verlangt. Der normative Gehalt von Art 8 Abs 2 zweiter Satz der
Richtlinie gegenüber dem ersten Satz der Bestimmung wäre dann
nämlich nicht darin zu suchen, dass für einen gemeinsamen Prüfer
strengere oder andere Bestellungsmodalitäten aufgestellt würden,8)
sondern darin, dass es zulässig ist, denselben (dieselben) Sachver-
ständigen (nicht nur für eine, sondern auch) für alle an der Spaltung
beteiligten Gesellschaften zu bestellen. Dass Art 8 Abs 1 erster Satz
der Richtlinie von „zugelassen“ spricht, könnte somit bedeuten, dass
zwar die Bestellung des Sachverständigen von dritter Seite (auch
von der Gesellschaft) möglich ist, aber der für Spaltungen zuständi-
gen Behörde9) ein Vetorecht zukommt. Mit der Zulassung zu einem
bestimmten Beruf durch die entsprechende Behördemüsste somit die
in Art 8 Abs 1 erster Satz der Richtlinie genannte Zulassung durch
eine Verwaltungsbehörde nicht unbedingt etwas zu tun haben.
Schließlich spricht die Richtlinie ja auch nicht von der Zulassung ei-
nes Wirtschaftstreuhänders, sondern eines Sachverständigen.

Mir ist bewusst, dass die hier zur Diskussion gestellte Auslegung
nicht herrschend ist10) und wahrscheinlich auch nicht der Absicht
des Richtliniengesetzgebers entspricht.11) Mit demWortlaut der Be-
stimmung scheint sie jedoch vereinbar.

Ungeachtet der Auslegung von Art 8 der Spaltungsrichtlinie hat
aber etwa der deutsche Gesetzgeber entgegen der früheren Rechts-
lage, wonach der Verschmelzungsprüfer auch vom Vertretungsor-
gan bestellt werden konnte (§ 10 Abs 1 dUmwG aF), die Auswahl
und Bestellung des Verschmelzungsprüfers nunmehr zwingend
durch das Gericht (auf Antrag des Vertretungsorgans) angeordnet
(§ 10 Abs 1 dUmwG nF), was kraft Verweisung grundsätzlich auch
für den Spaltungsprüfer gilt (§ 125 dUmwG). Durch die nunmehr
zwingende Bestellung durch ein Gericht soll dem Eindruck der Par-

teinähe der Prüfer von vornherein entgegengewirkt werden und da-
mit die Akzeptanz der Prüfungsergebnisse erhöht werden. Die ge-
richtliche Bestellung soll dazu beitragen, dass es möglichst über-
haupt nicht zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung kommt.12)

III. Keine unverhältnismäßige Einschränkung des
Rechtsschutzes unter der Erheblichkeitsschwelle

Wenn Aigner im Folgenden sinngemäß argumentiert, es wäre für
Aktionäre an Gesellschaften mit geringem Streubesitz relativ leicht
möglich, dass sich alle Minderheitsaktionäre zusammenfänden,
bzw wäre auch ein „Ansammeln von Anträgen“ möglich, so muss
sich Aigner fragen lassen, was denn dann so schlimm an einer Auf-
hebung der Mindestschwellwerte im Spaltungsrecht wäre.

Aigner meint weiter, es seien nur in Extremfällen existenziell bedeu-
tende Nachteile zu erwarten, da ein „negatives Bewertungsdelta“
von mehr als 30% unwahrscheinlich sei und der Nachteil für den
einzelnen bei zunehmender Zahl der Minderheitsaktionäre tenden-
ziell abnehme.

Bei Minderheitsaktionären von knapp unter E 70.000,– würden
aber 30% immerhin mehr als E 20.000,– ausmachen.13) Dies
kann aber –wie der OGH zutreffend ausführt – „existenziell durch-
aus nicht unbedeutend“ sein. Aigner bleibt weiters den Beweis da-
für schuldig, dass die Unterbewertung 30% nicht überschreiten
werde. Überdies wird übersehen, dass die E 70.000,– in § 225 c
Abs 3 Z 2 lit a AktG ja der (rechnerische) Nennbetrag der Aktien
ist: Sind die Aktien ein Vielfaches ihres (rechnerischen) Nennbetra-
ges wert, vervielfacht sich auch der entsprechende Schadensbe-
trag!14) Die Grenze nach oben ist offen. Dass schließlich für den
Einzelnen von Vielen mit jeweils geringer Beteiligungsquote der in-
dividuelle Schaden geringer ist als für den Einzelnen von Wenigen
mit jeweils größerer Beteiligungsquote, tröstet wenig und ist als Ar-
gument für die Verfassungskonformität zweifelhaft.

Abhandlungen

8) Eine sachliche Rechtfertigung für eine derart unterschiedliche Behand-
lung ist mE nicht ohne weiteres erkennbar: Die Aktionäre der an der Spal-
tung beteiligten Gesellschaften sind gleich schutzwürdig, gleichgültig ob
die Prüfung des Werts der beteiligten Gesellschaften von ein und demsel-
ben oder von jeweils verschiedenen Prüfern geprüft wird.

9) Dies kann auch eine Verwaltungsbehörde sein, wenn etwa in manchen
Mitgliedstaaten das Handelsregister von der Wirtschaftskammer geführt
wird.

10) AA Bachner, Bewertungskontrolle bei Fusionen 68; Kalss, Verschmelzung
– Spaltung – Umwandlung, § 220b AktG Rz 4, beide jeweils zum inhalt-
lich gleichlautenden Art 10 Abs 1 der Verschmelzungsrichtlinie.

11) Vgl etwa Priester, Das neue Verschmelzungsrecht, NJW 1983, 1459
(1461).

12) Lutter/Drygala in Lutter/Winter (Hrsg), UmwG3 (2004) § 10 Rz 5.
13) Bei Annahme, eine Aktie sei ihren (rechnerischen) Nennbetrag wert.
14) Ein Beispiel möge dies veranschaulichen: Eine AG hat ein Grundkapital

von E 7.000.000,–. E 69.000,– davon sind im Streubesitz, der hinaus-
gedrängt werden soll. Der Wert der AG beträgt E 700.000.000,–. Der
Wert des Streubesitzes beträgt daher E 6.900.000,–. 30% Unterbewer-
tung davon macht E 2.070.000,– aus.
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Dass das Verfahren zur Überprüfung der Barabfindung etwas kos-
tet, ist selbstverständlich. Rechtsschutz gibt es nicht zum Nulltarif.
Dass jedenfalls die Kosten in einem sachlich nicht zu rechtfertigen-
den Missverhältnis zum Vorteil für die abfindungsberechtigten Min-
derheitsaktionäre seien –wie Aigner meint –, muss nicht sein, kann
doch – wie ausgeführt – bei entsprechend hohem Wert der Gesell-
schaft auch der Wert der Minderheitsbeteiligungen bzw die Grö-
ßenordnung der Unterbewertung dieser Beteiligungen erheblich
sein. Verwiesen sei auch auf § 225 l Abs 1 letzter Satz sowie
Abs 3 letzter Halbsatz AktG, der den Aktionären bei (ab) Erkenn-
barkeit, dass das Verfahren einen nicht zweckentsprechenden Auf-
wand verursache, die Kostenersatzpflicht „nach Billigkeit” aufer-
legt und somit geeignet ist, die Lust auf schikanöse oder querulato-
rische Anträge zu dämpfen.

Der Verweis Aigners darauf, dass nach der Rechtsprechung des
VfGH und des OGH auch entschädigungslose Enteignungen zuläs-
sig sind, verschweigt, dass diese Position nach einhelliger Lehre un-
haltbar ist15) und dass diese Rechtsprechung des VfGH kaum prak-
tische Bedeutung hat, weil einfachgesetzlich weithin Entschädigun-
gen vorgesehen sind.16)

Mit dem OGH und gegen Aigner ist festzuhalten, dass es sehr wohl
einen Unterschied macht, ob jemandem unmittelbar ein eigentums-
wertes Recht entzogenwird und er dafür eine angemessene Entschä-
digung zu erhalten hat, oder ob seine Eigentumsinteressen als An-
teilsinhaber an einer Kapitalgesellschaft bei Herrschafts- und Kon-
trollrechten nurmittelbar tangiert sind. Selbst wenn etwa einMinder-
heitsgesellschafter keine Sonderprüfung gemäß § 118 AktG bzw
§ 45 GmbHG beantragen kann, nimmt dies der Gesellschaft (und
somit mittelbar auch dem Gesellschafter) nicht allenfalls gegebene
Schadenersatzansprüche gegen pflichtwidrig handelnde Organe.

IV. Gleichbehandlungsgebot

Nach Aigner unterscheiden sich Spaltung und verschmelzende Um-
wandlung dadurch voneinander, dass entgegen der Umwandlung
der Minderheitsgesellschafter bei der Spaltung ein Wahlrecht hat,
ob er an der Gesellschaft (an welcher?) weiterhin beteiligt sein oder
gegen Barabfindung aus der Gesellschaft ausscheiden will. Wie der
vonAigner so anschaulich referierte Anlassfall zeigt,wurdendieMin-
derheitsaktionäre in die neu gegründete AG als „Cash Box” mit vor-
gesehener Lebensdauer vonweniger als einem Jahr abgespalten.Mit
anderenWorten: DieMinderheitsgesellschafter haben dieWahl, ent-
weder sofort aus der abspaltenden Gesellschaft auszuscheiden und
abgefunden zuwerden oderGesellschafter einer „Cash Box“ zuwer-
den, von der sie – etwas später – den (hoffentlich) ihrem Beteiligungs-
wert entsprechenden Barbetrag im Zuge der Abwicklung der Cash
Box als Abwicklungserlös bekommen. Aus dem bestehenden Unter-
nehmen, das in der Zukunft Dividenden oder Wertsteigerungen der
Aktien erhoffen lässt, werden die Minderheitsaktionäre hinausge-

drängt. Das Wahlrecht des Spaltungsrechts entpuppt sich in diesen
Squeeze-out-Fällen somit als Farce17) und ist daher wohl nicht geeig-
net, eine im Hinblick auf den Gleichheitssatz gebotene Ungleichbe-
handlung zum Umwandlungsrecht zu rechtfertigen.

Sodann führt Aigner verschiedene (zT steuerrechtliche) „überra-
gende” Vorteile des Squeeze-out durch Spaltung gegenüber der
verschmelzenden Umwandlung an, wobei er den hier in Debatte
stehenden, nämlich die Erheblichkeitsschwelle im Spaltungsrecht
für die Antragstellung bezüglich des Überprüfungsverfahrens, als
solchen gerade nicht erwähnt.18) Weiters meint Aigner, das über-
mäßig starke „Zurückgreifen” auf die Spaltung im Gegensatz zur
verschmelzenden Umwandlung könnte als sachliche Rechtferti-
gung dafür dienen, Unternehmer vor den unverhältnismäßigen
Kosten von missbräuchlichen Bagatellanträgen zu bewahren.

Dies überzeugt mE nicht: Weil ein Vehikel für den Mehrheitsaktio-
när bequemer ist als das andere und deshalb lieber und öfter ver-
wendet wird, ist eine Ungleichbehandlung der Minderheitsgesell-
schafter, für die beide Vehikel zum selben Ergebnis führen,19) noch
lange nicht gerechtfertigt. Oder anders gewendet:Wenn schon die
Spaltung für den Mehrheitsgesellschafter vorteilhafter als die Um-
wandlung ist, soll er deshalb als „Zuwaage” auch noch die
Schlechterstellung der Minderheitsgesellschafter bekommen?

Die Bedenklichkeit der in Frage stehenden Norm ergibt sich ge-
rade daraus, dass der Gesetzgeber übersehen hat, dass die nicht-
verhältniswahrende Spaltung zum Squeeze-out verwendet werden
kann.20) Aus Sicht des seinerzeitigen Gesetzgebers ließ dies daher
eine unterschiedliche Gestaltung der Rechtsstellung der Minder-
heitsgesellschafter bei Umwandlung und Spaltung für verschieden
gedachte Anwendungsfälle eher sachgerecht erscheinen. Seit wir
– höchstgerichtlich bestätigt21) – wissen, dass ein Squeeze-out legi-
timerweise auch durch nichtverhältniswahrende Spaltung bewerk-
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15) Vgl nur Berka, Die Grundrechte (1999) Rz 733 –738; Walter/Mayer,
Grundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts9 Rz 1375; May-
er, Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht3 537.

16) Mayer, Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht3 537.
17) Vgl auch Bachner, Squeeze-out durch Spaltung, ecolex 2000, 360

(363): „Die Gesellschaft bietet den Anteilsinhabern von sich aus eine Bar-
abfindung – und nichts als eine Barabfindung! Sie tut dies nur gezwunge-
nermaßen in zwei Varianten: sofortige Barabfindung oder Abspaltung in
die Barholding.” Hügel, Aktuelle Probleme des Spaltungsrechts, wbl
2001, 387 (391): „Für diese (die Minderheitsgesellschafter, Anm des
Autors) machte es somit keinen Unterschied, ob sie die angebotene Bar-
abfindung wählten oder sich mit den Anteilen an der Cash-Box begnüg-
ten.”

18) Auch Bachner, ecolex 2000, 360 (362), meint, es sei nicht auszuschlie-
ßen, dass die für die Minderheitsgesellschafter bestehenden Rechtsnach-
teile der Spaltungsvariante gegenüber der Umwandlungsvariante für den
Mehrheitsgesellschafter einen Anreiz bilden könnten, die Spaltungslö-
sung zu wählen.

19) Was die Vergleichbarkeit im Sinne des Gleichheitsgrundsatzes begrün-
det.

20) Bachner, ecolex 2000, 360 (365); Hügel, wbl 2001, 387 (388).
21) 6 Ob 31/00b = ecolex 2000/116 (Bachner).
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stelligt werden kann, gewinnt die Frage der verfassungsrechtlich
gebotenen Gleichbehandlung gleicher Sachverhalte neue Brisanz,
was auch aus der Begründung des Antrags des OGH beim VfGH
ersichtlich ist.

Berücksichtigt man, dass die Erheblichkeitsschwelle im Spaltungs-
recht eines der Motive für die Wahl dieses Vehikels für ein Squee-
ze-out sein kann, wird die Argumentationslinie Aigners noch be-
denklicher; pointiert ausgedrückt, würde Aigners Argumentation
dann so lauten: Weil eine Norm, die verfassungsrechtlich bedenk-
lich ist, auch deshalb von den Nutznießern dieses Umstandes lie-
ber und öfter als Vehikel benützt wird als die verfassungsrechtlich
unbedenkliche Norm, ist die verfassungsrechtlich bedenkliche
Norm verfassungsrechtlich unbedenklich. Die Unhaltbarkeit dieser
Argumentation bedürfte keiner weiteren Erläuterung.

V. Fair Trial – Art 6 MRK

Den diesbezüglichen Bedenken des OGH, der Ausschluss des An-
tragsrechts im Spaltungsrecht könnte gegen Art 6 MRK verstoßen,
weil somit kein Gericht über die Abfindung entscheide und § 5
Abs 2 SpaltG keine gerichtliche Bestellung des Spaltungsprüfers
vorsehe, hält Aigner entgegen, aus den von ihm angeführten Grün-
den liege hier eine zulässige Einschränkung des von Art 6MRK ga-
rantierten Rechts vor. Aus den ebenfalls schon referierten Gründen
trifft dies mE nicht zu.

Weiters ist darauf hinzuweisen, dass die hier in Frage stehende
Norm auch aus folgendem Grund nicht richtlinienkonform sein
dürfte: Art 5 Abs 2 der Spaltungsrichtlinie (gemäß Art 22 und
Art 25 der Spaltungsrichtlinie auf die Abspaltung zur Neugrün-
dung anwendbar) lautet:

„Werden die Aktien der begünstigten Gesellschaften den Aktionä-
ren der gespaltenen Gesellschaft nicht im Verhältnis zu ihren Rech-
ten an deren Kapital gewährt, so können die Mitgliedstaaten vorse-
hen, dass die Minderheitsaktionäre der gespaltenen Gesellschaft
ihre Aktien aufkaufen lassen können. In diesem Fall haben sie An-
spruch auf ein dem Wert ihrer Aktien entsprechendes Entgelt. So-
fern hierüber keine Einigung erzielt wird, muss das Entgelt durch
ein Gericht festgesetzt werden können.“
Durch die Erheblichkeitsschwelle im Spaltungsrecht für die Antrags-
legitimation für das Überprüfungsverfahren scheint die Vorausset-
zung, ein Gericht müsse für die Festsetzung des Entgelts zuständig
sein können, nicht gegeben zu sein.

VI. Resümee

Das Bemühen Aigners, die in Frage stehende Norm als verfas-
sungskonform zu retten, ist offensichtlich. Dass dafür keine hieb-
und stichfesteren Argumente gebracht werden (können?), be-
stärkt mE geradezu den Verdacht der Verfassungswidrigkeit der
Norm.

Univ.-Prof. RA Dr. Josef W. Aichlreiter, Universität Salzburg

Vom Rechtsstaat zum Zielstaat?
Das im Entwurf einer neuen Bundesverfassung im Art 17 vorgeschlagene Legalitätsprinzip erlaubt der Gesetzgebung, von
einer bindenden Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehörden abzusehen und „insbesondere“ Ziele vorzugeben. Die
ausdrückliche Hervorhebung spricht für eine über die geläufige finale Determinierung hinausgehende Befreiung der Ver-
waltung von der Bindung an nähere gesetzliche Regelungen. Neben anderen Unwägbarkeiten wirft diese dunkle Ermäch-
tigung einen beklemmenden Schatten über den Rechtsstaat.

Der vom Vorsitzenden des Österreichkonvents vorgelegte Entwurf –
im Weiteren kurz: (E) – einer Bundesverfassung nennt im Vorblatt
unter V „6. Neuerungen in der Verwaltung“ als Erstes die „Modifi-
zierung des Legalitätsprinzips, indem den Verwaltungsbehörden
anstelle bindender Regelungen Ziele vorgegeben werden können
(Art 17)“. Art 17 Abs 1 E lautet: „Die gesamte Vollziehung darf
nur auf Grund der Gesetze ausgeübt werden. Die Gesetzgebung
kann von einer bindenden Regelung des Verhaltens der Verwal-
tungsbehörden absehen und dieses insbesondere durch die Festle-
gung von Zielen vorherbestimmen.“

Wenn es auch aus Anlass einer Gesamtüberarbeitung des Bundes-
verfassungsrechts nicht möglich sein wird, die bisherige Gliede-
rung fortzuschreiben und damit auch die geläufigen Artikel-Num-

merierungen, so fällt doch auf, dass der bisher mit dem Legalitäts-
prinzip verknüpfte Art 18 gemäß dem Entwurf das „Notverord-
nungsrecht des Bundespräsidenten“ erfassen soll, während eine
der zentralen rechtsstaatlichen Normen eine neue Artikelbezeich-
nung erhält. Wollte man damit an die durchaus ambivalenten Er-
folge der Privatwirtschaftsverwaltung anknüpfen, die bisher mit
Art 17 im B-VG verknüpft werden – eine solche Vermutung lässt
sich keineswegs von der Hand weisen.

I. An wen richtet sich welches Legalitätsprinzip?

Mit seinem ersten Satz wendet sich Art 17 Abs 1 E an die „ge-
samte Vollziehung“, womit die bisher durch Art 18 Abs 1 B-VG
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und seine Adressierung an die „gesamte staatliche Verwaltung“
genährte Diskussion über die Reichweite dieses Gebots ihren An-
lass verloren hat. Es ist daher nach der Entwurf-Formulierung nicht
mehr erforderlich, darauf hinzuweisen, dass eine gesonderte Un-
terwerfung der Gerichtsbarkeit unter das Legalitätsprinzip bei
der Erlassung des B-VG im Jahr 1920 entbehrlich war und daher
die Formulierung eben nur den nicht mit der gleichen Selbstver-
ständlichkeit diesem rechtsstaatlichen Anliegen unterworfenen
Zweig der Vollziehung ausdrücklich erfasst hat.

Entgegen den Erwartungen und Ansprüchen, die üblicherweise an
eine neue Verfassung gestellt werden, nämlich bisher geführte Dis-
kussionen durch eine Klarstellung zu beenden, gibt die weitere For-
mulierung jedoch vielmehr einer Diskussion um die Tragweite des
Legalitätsprinzips und insbesondere hinsichtlich seiner Adressaten
erst umfassend Nahrung: Während sich nämlich der erste Satz an
die „gesamte Vollziehung“, also an Gerichtsbarkeit und Verwal-
tung gleichermaßen richtet, ermächtigt der zweite Satz die Gesetz-
gebung „von einer bindenden Regelung des Verhaltens der Verwal-
tungsbehörden“ abzusehen. Soll dies dahingehend zu verstehen
sein, dass die Gesetzgebung zwar den Verwaltungsbehörden für
die Besorgung ihrer Aufgaben bloß Ziele vorgeben dürfe, nicht
aber den Gerichten?

Diese Frage gewinnt an Brisanz, wenn man bedenkt, dass als eine
der Neuerungen des Entwurfs unter „5. Verbesserung der Qualität
des Rechtsschutzes“ die Beseitigung des administrativen Instanzen-
zuges (mit wenigen Ausnahmen) und dessen Ersetzung durch eine
Anrufung der Verwaltungsgerichte, wie sie in den Art 220 ff E vor-
gesehen ist, ein wesentliches Anliegen darstellt: Richtet sich diese
Aufweichung des Legalitätsprinzips auch an die künftigen Verwal-
tungsgerichte? Oder ist der Verfassungstext beim Wort zu nehmen
und erschöpft sich die Reduzierung der Bindung an das Gesetz auf
Zielsetzungen nur in der als I. Instanz zur Entscheidung berufenen
Verwaltungsbehörde? Nach welchem Maßstab haben sodann die
Verwaltungsgerichte zu entscheiden? Gibt es dann unterschiedli-
che gesetzliche Regelungen für die Verwaltung und für die Verwal-
tungsgerichte? Wie soll eine rechtliche Kontrolle funktionieren, bei
der die zu kontrollierende Instanz einen anderen rechtlichen Maß-
stab anzuwenden hat als die zur Kontrolle dieses Vollzugsgesche-
hens berufene Rechtsmittelinstanz?

Der zweite Satz des Art 17 Abs 1 E konterkariert die durch den ers-
ten Satz erzielte Klarstellung zum persönlichen Anwendungsbereich
des Legalitätsprinzips, ohne dass dafür irgendeine Rechtfertigung
erkennbar wäre. Somit gibt die Entwurffassung Anlass zu einer weit-
aus größeren Verunsicherung in der Frage des persönlichen Anwen-
dungsbereiches des Legalitätsprinzips in seinen hinkünftig offenbar
unterschiedlichen Ausbaustufen als dies bisher der Fall war.

Der Entwurf ist darüber hinaus geeignet, den Begriff der „Verwal-
tungsbehörden“ zu verunklaren. Nach bisherigem Verständnis han-

delt es sich bei Verwaltungsbehörden um Einrichtungen, denen ho-
heitliches staatliches Handeln zuzurechnen ist, ohne dass ihnen
selbst Rechtspersönlichkeit zukommt. Ein solches Verständnis wird
durch Art 156 E in Frage gestellt, wonach „Verträge zwischen Ver-
waltungsbehörden und physischen oder juristischen Personen“ als
verwaltungsrechtliche Verträge vorgesehen sind. Ist diese Regelung
dahingehend zu verstehen, dass im B-VG der Ausdruck Verwal-
tungsbehörden in Hinkunft als Synonym für juristische Personen
des öffentlichen Rechts zu verstehen ist oder handelt es sich nur um
eine spezielle Ermächtigung an Verwaltungsbehörden, eben weil ih-
nen Rechtspersönlichkeit fehlt (woraus sodann weitere Fragen resul-
tieren werden, wie jene über die Tragweite der Verbindlichkeit sol-
cher Verträge – ob also daraus auch Berechtigungen und Verpflich-
tungen für andere Verwaltungsbehörden erwachsen)? Der Wortlaut
des Art 156 E spricht eher für die zweite Deutungsvariante, die je-
doch voraussetzt, dass eben Verwaltungsbehörden in eingeschränk-
temUmfang Rechtspersönlichkeit besitzen, dennwie sonst sollten sie
als Parteien eines Vertrages auftreten können und daraus Rechte und
Pflichten für sie erwachsen? Die Bezugnahme auf physische oder ju-
ristische Personen nach Art eines Gegensatzes verwirrt daher nur.
Da gemäß Art 156 E durch Gesetz schlechthin die Ermächtigung
zum Abschluss verwaltungsrechtlicher Verträge „über Gegenstände
der Vollziehung der Gesetze“ erteilt werden kann, eröffnet sich da-
mit ein breites Betätigungsfeld für die Umsetzung von Zielen.

II. Eine Ent-Bindung der Verwaltung vom Gesetz?

Der erste Halbsatz des § 17 Abs 2 Satz 2 E sieht das Absehen
von einer bindenden Regelung des „Verhaltens der Verwaltungs-
behörden“ durch die Gesetzgebung vor, wobei der Text mit
dem Wort „und“ fortsetzt, indem er als eine Regelungstechnik
„insbesondere . . . die Festlegung von Zielen“ nennt. Dabei darf
nicht unbedacht bleiben, dass auch das Wort „und“ in der juris-
tischen Auslegung durchaus unterschiedliche Deutungen erfährt:
es kann ihm ein verbindender ebenso wie ein trennender, nämlich
Alternativen aufzählender, Inhalt zugemessen werden. Wollte
man sich für Letzteres entscheiden, so könnte gemäß dem ersten
Halbsatz die Gesetzgebung schlechthin auf Regelungen des Ver-
waltungshandelns verzichten. Solches wäre aber nicht bloß als
gefährliche Drohung zu verstehen, sondern bedeutete gleichzeitig
einen Bruch mit den auch auf völkerrechtlicher wie gemeinschafts-
rechtlicher Ebene eingegangenen Verpflichtungen Österreichs zur
Grundrechtswahrung, die sich doch durchwegs in einer Beach-
tung gesetzlicher Vorgaben manifestiert. Also wird man mit gutem
Grund davon ausgehen dürfen, dass das Wort „und“ in einem
verbindenden Sinn gemeint ist. Das führt aber keineswegs zu ei-
ner substanziellen Klärung der Bedeutung dieser Entwurfsrege-
lung.
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Wenn im 1. Halbsatz vom Absehen von einer bindenden Rege-
lung und im 2. Halbsatz von der „Festlegung von Zielen“ als
mögliche Regelungstechnik die Rede ist, erhebt sich die Frage:
Sollen diese Ziele nicht bindend, also unverbindlich sein? Wozu
werden sie dann überhaupt im Gesetz genannt, wenn ihnen
keine Verbindlichkeit, also Normativität zukommen soll. Diese
Konsequenz würde von den Autoren des Entwurfs wohl sofort
entschieden abgelehnt werden. Dann aber fragt sich, warum
man derart inkonsistente Formulierungen in den Entwurfstext auf-
nimmt.

Zumindest nach seinem Wortlaut sollen mit dem zweiten Halbsatz
Regelungstechniken des Gesetzgebers als Ausformung eines so
verstandenen Legalitätsprinzips bundesverfassungsgesetzlich
sanktioniert werden, die offenbar derart unklare Konturen aufwei-
sen, dass sie nicht einmal sprachlich erfassbar erscheinen. Denn
die Festlegung von Zielen soll danach (arg: „insbesondere“) nur
eine von verschiedenen möglichen Regelungstechniken sein, ohne
dass die Alternativen auch nur andeutungsweise genannt werden.
Vielleicht ist dabei – wie bereits zuvor angesprochen – auch an
den Abschluss verwaltungsrechtlicher Verträge gedacht, was nur
allzu leicht die Assoziation zu den für ein Marstheater geschriebe-
nen Letzten Tage der Menschheit von Karl Kraus erweckt, wo es
auch allenthalben darum geht, „wer sich

,
s gerichtet hat“. Soll

das eine ernstlich ins Kalkül zu ziehende Perspektive für die Ent-
wicklung einer rechtsstaatlichen Hoheitsverwaltung in Österreich
sein?

III. Ziel-Gesetze?

Die Festlegung von Zielen könnte als Anknüpfung an den Topos
der finalen Determinierung verstanden werden, womit der Entwurf
entgegen seiner Ankündigung aber jedenfalls keine Neuerung
brächte. Zwar wurde bereits früher aufgezeigt, dass es sich dabei
um eine trefflich einsetzbare sprachliche Wendung handelt, die
aber in Wahrheit nichts anderes besagt, als dass der Maßstab
der Determinierung auf einem hohen Abstraktionsgrad, also allge-
mein gehalten wird. Auch wenn diese Diskussion immer wieder
vor dem Hintergrund der bindenden Regelung des Verwaltungs-
handelns geführt wurde, hat doch bisher noch niemand in Frage
gestellt, dass zumindest die finalen Vorgaben für das Verwaltungs-
handeln bindend sind. Dabei wäre es kurzsichtig anzunehmen,
dass die Determinierung des Verwaltungshandelns in anderen Fäl-
len, die nicht unter diesem Titel firmieren, nicht finaler Natur wäre:
Was sonst als eine Zielsetzung wird beispielsweise mit der Anord-
nung des § 77 Abs 1 und 2 GewO 1994 umschrieben, wonach
Nachbarn durch die von einer Betriebsanlage herrührenden Im-
missionen nicht unzumutbar oder gesundheitsgefährdend beein-
trächtigt werden dürfen. Der Umstand, dass diese Vorgaben
durch Sachverständige für die Entscheidung der Behörde aufzube-

reiten sind, unterscheidet sie in keiner Weise von der Umsetzung
der als paradigmatisch erachteten Beispiele finaler Determinie-
rung, wie sie in den Zielbestimmungen von Raumordnungsgeset-
zen erblickt werden. Niemand hat bisher ernstlich die Meinung
vertreten, dass bei einer so verstandenen finalen Determinierung
auf jedwede sachliche Aufbereitung und damit Rationalisierung
des Entscheidungsprozesses zu verzichten und sie als Ermächti-
gung an die zur Wahrnehmung der Organfunktion berufenen Per-
sonen zu verstehen sei, nach ihrem persönlichen Gutdünken zu
entscheiden.

Die spezifische Hervorhebung der Festlegung von Zielen als nicht
nur neue Regelungstechnik, sondern als offenbar alleiniger Inhalt
gesetzlicher Regelungen regt zwangsläufig zu Überlegungen an,
wie man sich solches vorzustellen habe. Kommt eine solche Rege-
lungstechnik, weil Art 17 Abs 1 Satz 2 E keine Differenzierung
enthält, bei allen Materien in Betracht? Könnten die Regelungen
der Gewerbeordnung dadurch ersetzt werden, dass eingangs fest-
gelegt wird, es sollen alle Zweige des Gewerbes und der Industrie
prosperieren und mit einer weiteren Regelung die Verwaltungsbe-
hörden dazu aufgerufen werden, alles dafür Erforderliche anzu-
ordnen? Und darf man sich vielleicht Gleiches für den Bereich
der Sicherheitspolizei vorstellen, für den als Zielsetzung die Verrin-
gerung der Kriminalität und die Erhöhung des Sicherheitsgefühls
der Bevölkerung wohl als allgemein konsensfähig erachtet werden
könnten, verbunden mit der Ermächtigung an die Sicherheitsbehör-
den, alles dafür Erforderliche anzuordnen? Dies vielleicht noch je-
weils verbunden mit der weiteren Anordnung, dass sich die Bürge-
rinnen und Bürger an die Anordnungen der Verwaltungsbehörden
zu halten haben.

Solchen Vorstellungen würde sicherlich sofort mit dem Einwand ent-
gegengetreten werden, dass sie die wahre Absicht des Verfas-
sungsgebers verkennen und die Situation überzeichnen. Aber
wozu sieht der Entwurf ein Absehen von einer bindenden Regelung
des Verhaltens der Verwaltungsbehörden vor, wenn dies in Wahr-
heit nicht so gemeint sein sollte und damit jedenfalls nicht so, wie es
geschrieben steht? Dann sollte man doch das hinschreiben, was
wirklich gemeint ist.

Dass es unterschiedliche Regelungsdichten gibt, kann ebenso als
geläufig vorausgesetzt werden wie das Bemühen, dadurch das
Verwaltungshandeln nicht in die Beliebigkeit abgleiten zu lassen.
Und dass es unsinnig ist, eine bindende Regelung des Verwaltungs-
handelns mit einem Bild zu vergleichen, wie es die Naturgesetzlich-
keiten bieten, versteht sich von selbst. Jede Diskussion um die Deter-
minierung des Verwaltungshandelns ringt um die Möglichkeiten,
verwaltungsbehördliches Handeln zwischen den Polen der größt-
möglichen Gewährung der Rechtssicherheit auf der einen Seite
und dem Eröffnen eines Entscheidungsspielraumes auf der anderen
Seite unter Wahrung des Anliegens der Rechtsstaatlichkeit zu ge-

Abhandlungen

235AnwBl 2005/5



währleisten. Der Entwurf legt jedoch die Annahme nahe, dass man
sich vom Ziel der Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit im geläu-
figen Sinn zurückziehen wolle.

IV. Zielvorgaben als Verfahrensbeschleunigung?

Eine mögliche Erklärung für das Anliegen, durch die Bundesverfas-
sung eine vieldeutige und unscharfe Umschreibung der Vorgaben
für das Verwaltungshandeln zu eröffnen, könnte in der Annahme
liegen, es käme dadurch zu einer Beschleunigung des Verwaltungs-
verfahrens. Dahinter verbirgt sich jedoch ein fundamentales Miss-
verständnis. Die in der heutigen Gesetzgebung insbesondere bei
der Umsetzung von Vorgaben des EU-Rechts auftretende Undeut-
lichkeit in der Umschreibung des gesetzlich Gebotenen hat keines-
wegs dazu geführt, dass dadurch Entscheidungen rascher gefällt
und Verfahren in kürzerer Zeit abgewickelt werden können. Das
Gegenteil ist vielmehr der Fall, sind doch vieldeutige Entschei-
dungsgrundlagen regelmäßig kaum geeignet, die Entscheidungs-
findung zu vereinfachen.

Und die Befassung der Verwaltungsgerichte im Instanzenzug wird
kaum zu einer Sachentscheidung führen, setzt eine solche doch
nach Art 221 Abs 3 E unter anderem voraus, dass „die Rechts-
frage geklärt ist“. Solches wird bei bloßen Zielvorgaben kaum
der Fall sein – wobei schon nach dem Wortlaut des Art 221
Abs 3 E unklar bleibt, von wem diese Klärung der Rechtsfrage
durchgeführt worden sein soll. Üblicherweise würde man erwar-
ten, dass Verwaltungsgerichte dazu berufen sind, Rechtsfragen
zu klären, doch setzt der Wortlaut des Art 221 Abs 3 E voraus,
dass diese Klärung bereits vorliegt und demnach wohl durch die
Verwaltungsbehörde erfolgt sein müsste, damit das Verwaltungs-
gericht zu einer Sachentscheidung gelangt. Aber sollte denn die
Klärung von Rechtsfragen nicht vorrangige Aufgabe der Verwal-
tungsgerichte sein? Nimmt man solches an, so legt die Entwurfsre-
gelung ein Verständnis nahe, wonach in einem ersten Rechtsmittel-
gang das Verwaltungsgericht die Rechtsfrage klärt und sodann
die Angelegenheit zur Sachentscheidung wiederum an die Ver-
waltungsbehörde zurückverweist – und erst im zweiten Verfahrens-
gang wäre möglicherweise für das Verwaltungsgericht die Voraus-
setzung gegeben, um (sofern auch die übrigen Tatbestandsele-
mente des Art 221 Abs 3 E erfüllt sind) eine Entscheidung in
der Sache zu fällen.

Wie ein solches Konzept zu einer Verfahrensbeschleunigung füh-
ren soll, bleibt unerfindlich – vielmehr wird es nur allzu leicht zu
weiteren Verzögerungen kommen, wenn man feststellt, dass die
im ersten Verfahrensgang geäußerte Rechtsansicht bei Anwen-
dung auf den unter ihrer Beachtung erhobenen Sachverhalt zu
möglicherweise befremdlichen Ergebnissen führt: Ist dann die
Rechtsfrage bereits geklärt oder kommt es zu einer neuerlichen Zu-
rückverweisung an die Verwaltungsbehörde?

V. Legalitätsprinzip und Rechtsstaat

Was bei alledem nur allzu leicht übersehen wird, ist die bei aller
Mangelhaftigkeit jedes Gesetzgebungsverfahrens bei seiner eini-
germaßen ernsthaften Abwicklung doch gegebene Aufbereitung
der Problemlagen, die durch die Gesetzgebung einer Regelung zu-
geführt werden sollen. Es werden Gutachten eingeholt und Stel-
lungnahmen unter verschiedenen Gesichtspunkten politischer,
fachlicher und rechtlicher Art abgegeben. Das Verfahren der Ge-
setzgebung dient daher der Rationalisierung eines Problemkreises.
Daher auch bezieht die nachfolgende Auslegung im Vollzug die
Parlamentarischen Materialien in ihre Überlegungen mit ein. So-
bald sich jedoch die Gesetzgebung allein auf die Formulierung
von Zielsetzungen zurückzieht, bedarf es derartiger näherer Befas-
sung nicht mehr. Ja eine solche Durchdringung einer Materie mag
vielmehr sogar als hinderlich für die Umsetzung des Anliegens ge-
sehen werden, eine möglichst unverfälschte Zielvorgabe in das Ge-
setz einfließen zu lassen.

Wenn die Ausdünnung des Legalitätsprinzips bei realistischer Be-
trachtung keine Beschleunigung des Entscheidungsprozesses mit
sich bringen wird, so doch eine drastische Einschränkung der
Rechtssicherheit. Selbst wenn ein Ziel einigermaßen klar umschrie-
ben sein sollte, so sieht doch das mit Art 17 Abs 1 Satz 2 E um-
schriebene Legalitätsprinzip keineswegs Gleiches für die Um-
schreibung desWeges zu seiner Erreichung vor. DieWahl desWe-
ges – um ebenfalls eine abstrakte Umschreibung zu verwenden –

wird durch den Wortlaut dieser Regelung schlechthin dem Gutdün-
ken der Verwaltungsbehörden anheim gestellt – was immer das für
die Entscheidungsfindung der Verwaltungsgerichte bedeuten mag.
Oder ist vielleicht doch alles nicht so gemeint und hat man sich
beim Entwurf nur etwas im Ausdruck vergriffen?

Erfahrungsgemäß ist übrigens die Annahme, es sei die Verwal-
tung, die dazu tendiere, übermäßig detailreiche Bestimmungen
in die Gesetzgebung einzubringen, regelmäßig unzutreffend. So
steht einer zu engen Determinierung bereits die durchaus feststell-
bare Tendenz entgegen, sich für den Vollzug einen gewissen Ent-
scheidungsspielraum freizuhalten. Ursache und Quelle besonders
detaillierter Regelungen sind meist die „interessierten Kreise“: Ih-
nen ist es ein Anliegen, ihrer Klientel nachweisen zu können, dass
sie deren Interessen so weit wie möglich in das Gesetz einfließen
lassen konnten.

Die im Entwurf der Bundesverfassung, der auf den Beratungen
des Verfassungskonvents aufbaut, enthaltene Neufassung des
Legalitätsprinzips ist nicht geeignet, der Entwicklung des Rechtsstaa-
tes inÖsterreich eine blühende Zukunft zu eröffnen.Was von Zielum-
schreibungen zu halten ist, die als dilatorische Formelkompromisse
in Regelungen Eingang finden, wird durch die Rechtsgeschichte an-
schaulich belegt. Eine Wiederholung solcher Entwicklungen kann
wohl kaum Anliegen der Erneuerung der Bundesverfassung sein.
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Neues aus Brüssel
Italienische Rechtsanwaltsprüfungsordnung

In einem Beschluss zur Rs C-250/03 „Mauri vs Ministero della
Giustizia“ hat der EuGH in Beantwortung eines Vorabentschei-
dungsersuchens entschieden, dass die italienische Regelung, die
eine Beteiligung von Rechtsanwälten am Prüfungsausschuss für
die Rechtsanwaltsprüfung vorsieht, nicht gegen das Gemein-
schaftsrecht verstößt, da der italienische Staat seine Kontrollbefug-
nis dergestalt behalte, dass es nicht allein den Rechtsanwälten zu-
stehe, über den Zugang zu ihrem Beruf zu bestimmen. Das Tribu-
nale amministrativo regionale per la Lombardia hatte den EuGH
mit der Frage angerufen, ob die italienische Regelung über die Zu-
sammensetzung des Prüfungsausschusses (zwei Rechtsanwälte,
zwei Richter und ein Rechtsprofessor) mit den in Art 81, 82 und
43 EG-Vertrag verankerten gemeinschaftlichen Grundsätzen des
freien Wettbewerbs und der Niederlassungsfreiheit vereinbar sei.
Es sei nämlich nicht auszuschließen, dass der Umstand, dass der
nationale Rat der Rechtsanwaltskammern zwei aus fünf Mitglie-
dern des Prüfungsausschusses benenne, es der betreffenden
Rechtsanwaltskammer erlauben könne, den Zugang zum Beruf
zu begrenzen und somit die Interessen derjenigen zu schützen,
die den Beruf des Rechtsanwalts bereits ausüben. In seinem Be-
schluss führt der EuGH dazu aus, dass der italienische Staat einen
wesentlichen Platz im Prüfungsausschuss dadurch einnehme, dass
er zwei Richter entsendet, das Ministerium für Justiz über erhebli-
che, von der Ernennung der Mitglieder bis zur Auswahl der Prü-
fungsthemen reichende, Befugnisse verfüge und eine ablehnende
Entscheidung des Prüfungsausschusses mit einer Klage vor dem
Verwaltungsgericht angefochten werden könne, womit der italieni-
sche Staat weder auf die Ausübung seiner Befugnisse zugunsten
der Rechtsanwälte verzichtet noch wettbewerbswidrige Kartellab-
sprachen erleichtert oder vorgeschrieben habe. Auch liege kein
Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit vor. Selbst wenn nämlich
in der Beteiligung von Rechtsanwälten am Prüfungsausschuss für
die Rechtsanwaltsprüfung als solcher eine Beschränkung der Nie-
derlassungsfreiheit gesehen werden könnte, sei diese gerechtfer-
tigt, weil sie dem zwingenden Grund des Allgemeininteresses,
das heißt der Notwendigkeit die Eignung und Befähigung der Kan-
didaten bestmöglich beurteilen zu können, entspreche. Die vom
Staat ausgeübte Kontrolle gewährleiste, dass diese Beteiligung
nicht über das zum Erreichen dieses Ziels Erforderliche hinaus-
gehe.

Strafverfahren

Nachdem die Kommission im Oktober letzten Jahres einen Vor-
schlag für einen Beschluss des Rates über den Austausch von Infor-
mationen aus dem Strafregister zur Verbesserung des Informati-

onsaustausches zwischen den Mitgliedstaaten vorgelegt hat (vgl
AnwBl 2004, Heft 12, 611), doppelt sie nun mit einem Vorschlag
für einen Beschluss des Rates zur Berücksichtigung der in anderen
Mitgliedstaaten der EU ergangenen Verurteilungen in einem
neuen Strafverfahren nach. Grundgedanke des Vorschlags ist,
dass die in anderen Mitgliedstaaten ergangenen Verurteilungen
den inländischen Verurteilungen im Bezug auf ihre Rechtswirkung
gleichgestellt werden und somit in Strafverfahren gegen dieselbe
Person wegen einer anderen Straftat berücksichtigt werden kön-
nen. Allerdings soll eine solche Berücksichtigung nicht automa-
tisch erfolgen. So soll eine in einem anderen Mitgliedstaat ergan-
gene Verurteilung dann nicht berücksichtigt werden, wenn ein
zwingender Grund – etwa wenn die Verurteilung gegen den
Grundsatz „ne bis in idem“ verstößt oder die Strafverfolgung
zum Zeitpunkt der Verurteilung nach innerstaatlichem Recht ver-
jährt ist und der betreffende Mitgliedstaat die Tat nach seinem ei-
genen Strafrecht hätte verfolgen können – dagegen spricht oder
wenn die der Verurteilung in einem anderen Mitgliedstaat zu-
grunde liegende Tat nach innerstaatlichem Recht keine Straftat
darstellt. Dieser letzte (fakultative) Ausschlussgrund soll jedoch
dann nicht gelten, wenn er einen Straftatbestand betrifft, der in
der im Beschlussvorschlag enthaltenen Liste aufgeführt ist. Zu die-
ser Liste gehören beispielsweise Betrug, Menschenhandel oder
vorsätzliche Tötung. Des Weiteren enthält der Vorschlag eine De-
finition zum Begriff der Verurteilung, damit harmonisiert wird, wel-
che Informationen künftig zwischen den Mitgliedstaaten ausge-
tauscht werden. Demnach soll unter den Begriff der Verurteilung
nicht nur jede rechtskräftige Entscheidung eines Strafgerichts, son-
dern auch diejenige einer Verwaltungsbehörde fallen, womit wohl
auch Verstöße gegen die Straßenverkehrsordnung vom Rahmen-
beschluss erfasst wären. Für den Erlass des Rahmenbeschlusses,
den Sie im Internen Bereich der ÖRAK-Homepage finden können,
bedarf es im sog Konsultationsverfahren der einstimmigen An-
nahme durch den Rat.

Europäisches Bagatellverfahren

Die Kommission hat am 15. 3. 2005 einen Vorschlag für eine
Verordnung zur Einführung eines Europäischen Verfahrens für ge-
ringfügige Forderungen vorgelegt. Dieses Verfahren soll alternativ
zu den nationalen Verfahren in den Mitgliedstaaten hinzutreten,
womit dem Gläubiger künftig zwei alternative Verfahren – das na-
tionale oder das europäische – zur Durchsetzung seiner Forde-
rung zur Verfügung stünden. Ziel ist es, Rechtsstreitigkeiten in Zivil-
und Handelssachen, deren Forderungswert nicht E 2000,– über-
schreitet, schneller und einfacher beizulegen. Der Antragsteller
soll hierzu das Verfahren mittels eines im Anhang des Verord-
nungsvorschlags enthaltenen Antragsformulars einleiten, das aus-
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Europa

gefüllt beim zuständigen Gericht einzureichen ist. Das Verfahren
soll nicht nur auf grenzüberschreitende Fälle, sondern auch auf
Sachverhalte mit reinem Inlandsbezug anwendbar sein. Dabei
soll es sich grundsätzlich um ein schriftliches Verfahren handeln,
in dem kein Anwaltszwang gilt. Sollte das Gericht eine Verhand-
lung für notwendig erachten, kann es diese mittels einer Audio-,
Video- oder E-Mail-Konferenz abhalten. Zudem soll eine Beweis-
aufnahme mittels Telefon und schriftlicher Zeugenaussagen zuge-
lassen werden. Eine in diesem Verfahren ergangene Entscheidung
soll ohne Sicherheitsleistung sofort vollstreckbar sein. Sie soll in ei-
nem anderen Mitgliedstaat anerkannt und vollstreckt werden,
ohne dass es einer Vollstreckbarkeitserklärung bedarf und ohne
dass die Anerkennung angefochten werden kann. Die Kommis-
sion wird nun dem Europäischen Parlament und dem Rat ihren
Vorschlag im Mitentscheidungsverfahren unterbreiten. Dem Ver-
ordnungsvorschlag ging das Grünbuch über ein Europäisches
Mahnverfahren und über Maßnahmen zur einfacheren und
schnelleren Beilegung von Streitigkeiten mit geringem Streitwert
voraus, zu dem auch der ÖRAK Stellung genommen hat. Sie
finden die erwähnten Dokumente im Internen Bereich der ÖRAK-
Homepage.

Scheidungsrecht

Am 14. 3. 2005 hat die Kommission ein Grünbuch über das anzu-
wendende Recht und die gerichtliche Zuständigkeit in Scheidungs-
sachen vorgelegt. Derzeit werden in der EU zwar Scheidungsur-
teile aufgrund der (neuen) Brüssel-II-Verordnung 2201/2003 über
die Zuständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und Entscheidungen, welche die elterliche
Verantwortung betreffen, anerkannt. Allerdings regelt die Verord-
nung nicht, welches nationale Recht anwendbar ist, wenn sich Ehe-
partner aus unterschiedlichen Mitgliedstaaten scheiden lassen wol-
len. Um die bestehende Rechtsunsicherheit, unter der laut Kommis-
sion eine steigende Zahl von Eheleuten unterschiedlicher Staatszu-
gehörigkeit leidet, zu beseitigen, befasst sich das Grünbuch
anhand konkreter Beispiele mit diesem Thema und bietet Lösungs-
alternativen an, wie beispielsweise die Rechtswahl durch die Ehe-
leute oder die Möglichkeit einer Verweisung des Falles an das Ge-
richt eines anderen Mitgliedstaates. Der ÖRAK wird im Rahmen
des laufenden Konsultationsverfahrens zum Grünbuch Stellung
nehmen. Sie finden das Dokument wiederum im Internen Bereich
der ÖRAK-Homepage.

RA Benedict Saupe, ÖRAK Büro Brüssel

RECHTaktuell
Das Neueste zum Wirtschaftsrecht

Stratil (Hrsg)
Telekommunikationsgesetz 2003
Mit dem Telekommunikationsgesetz 2003 werden die Richtlinien des so genannten
„Neuen EU-Rechtsrahmens“ in das österreichische Recht umgesetzt.
Die wichtigsten Neuerungen:
• erweiterter Geltungsbereich; nunmehr alle Kommunikationsnetze
• detailliertere Wettbewerbsregulierung 
• verbesserte und individuell angepasste Regulierungsmaßnahmen 
• Entfall der Konzessionspflicht für Telekommunikationsdienste
• Verbesserte Konsumentenrechte 
• Rechtsgrundlage für Nummernportabilität

Das Werk enthält das Telekommunikationsgesetz 2003 samt Gesetzesmaterialien und einer ausführlichen
Kommentierung der einzelnen Bestimmungen sowie Querverweise auf die Richtlinien, die Verordnungen und
die Judikatur.

2004. XIV, 434 Seiten. Br. EUR 94,-- 
ISBN 3-214-12364-5
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Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
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Terminübersicht – Seminare

Mai 2005

9. 5. Gesellschaftsrechtsänderungs-
gesetz 2005
Seminar-Nr: 20050509/3 LINZ

20. bis 21. 5. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20050520/3 ST. GEORGEN i. A.

20. bis 21. 5. Persönlichkeitsschutz im Medien-,
Straf- und Zivilrecht
Seminar-Nr: 20050520/5 GRAZ

20. bis 21. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 20050520/6 INNSBRUCK

20. bis 21. 5. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 20050520/8 WIEN

24. 5. Seminarreihe Steuerrecht:
6. Kapitalverkehrsteuern
Seminar-Nr: 20050524/8 WIEN

25. 5. Wohnrechtsnovelle 2005
Seminar-Nr: 20050525/3 LINZ

30. 5. Wohnrechtsnovelle 2005
Seminar-Nr: 20050530/8 WIEN

Juni 2005

1. 6. Wohnrechtsnovelle 2005
Seminar-Nr: 20050601/5 GRAZ

3. 6. Bauvertrag und Bauprozess
Seminar-Nr: 20050603/7 FELDKIRCH

3. bis 4. 6. Internet – New Media
Seminar-Nr: 20050603/8 WIEN

3. bis 4. 6. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20050603A/8 WIEN

3. bis 4. 6. Arbeitsrechtstagung – Individual-
arbeitsrecht in der Praxis
Seminar-Nr: 20050603/1 PÖRTSCHACH

7. 6. Seminarreihe Steuerrecht:
7. Erbschafts- und Schenkungssteuer
Seminar-Nr: 20050607/8 WIEN

10. 6. Be up to date! Die Rechtsentwicklung
im Strafrecht
Seminar-Nr: 20050610/2 WR. NEUSTADT

10. bis 11. 6. Versicherungsvertragsrecht
Seminar-Nr: 20050610/8 WIEN

17. bis 18. 6. Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20050617/6 INNSBRUCK

17. bis 18. 6. Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminar-Nr: 20050617/8 WIEN

17. bis 18. 6. Mietrecht
Seminar-Nr: 20050617A/8 WIEN

21. 6. Seminarreihe Steuerrecht:
8. Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 20050621/8 WIEN

24. 6. Workshop Umgründung
Seminar-Nr: 20050624/8 WIEN

24. bis 25. 6. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 20050624/3 ST. GEORGEN i. A.

24. bis 25. 6. Mietrecht
Seminar-Nr: 20050624/6 INNSBRUCK

29. 6. Führerschein neu – neue
Entwicklungen im Verkehrsrecht
Seminar-Nr: 20050629/8 WIEN

Juli 2005

7. 7. Wohnrechtsnovelle 2005
Seminar-Nr: 20050707/6 INNSBRUCK

8. 7. Wohnrechtsnovelle 2005
Seminar-Nr: 20050708/7 FELDKIRCH

Internet – New Media
special

Die Seminarteilnehmer erhalten eine Darstellung der rechtlichen
Rahmenbedingungen für Geschäftsabwicklungen im Internet.
Termin: Freitag, 3. 6. 2005 bis Samstag, 4. 6. 2005 = 3 Halbtage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Referenten: ao. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl, Universität Wien,
Institut für Zivilrecht, Leiter des zentrums für e-commerce und inter-
netrecht
Dr. Georg Kresbach, RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20050603/8

Be up to date! Die Rechtsentwicklung im
Strafrecht
update

Von Praktikern für Praktiker! Ein erfahrener Verteidiger und ein er-
fahrener Prozessrichter informieren praxisnah über die jüngste
Rechts- und Judikaturentwicklung im Strafrecht.
Aktuelle Gesetzesvorhaben sowie jüngste Reformen und Gesetzes-
novellen (StPO Novelle 2005, Sozialbetrugsgesetz) sind ebenso
Teil dieses Seminars wie die Entwicklung der Rechtsprechung im
Bereich des materiellen Strafrechtes und des Strafprozessrechtes.
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Im Mittelpunkt steht der Praxisbezug, insbesondere im Zusammen-
hang mit der Verfassung von Rechtsmitteln.

Eine Aktualisierung des Seminars im Bezug auf neue Gesetzesvor-
haben und Entwicklungen im Bereich des Strafprozessrechts und
des materiellen Strafrechts bleibt jedoch bis unmittelbar vor Semi-
narbeginn vorbehalten; Ziel des Seminars ist jedenfalls optimale
und aktuelle Information über den Stand der strafrechtlichen Re-
formvorhaben und Vertiefung des Praxiswissens anhand jüngster
Judikatur mit dem Schwerpunkt auf unmittelbar umsetzbare Vertei-
digungsstrategien.

Termin: Freitag, 10. 6. 2005 = 2 Halbtage

Planung: Dr. Peter Bartl, RA in Graz

Referenten: Dr. Peter Bartl, RA in Graz

Mag. Gerd Obetzhofer, Richter des OLG Graz

Seminarort: Wiener Neustadt

Seminar-Nr: 20050610/2

Versicherungsvertragsrecht

special

Das Seminar bietet eine Einführung und einen Überblick über das
österreichische Versicherungsvertragsrecht. Neben einem allge-
meinen Teil werden auch spezielle Themen des VersVG behandelt.
Zur Vertiefung der Materie wird es eine Gruppenarbeit zu ausge-
wählten Judikaturproblemen des OGH geben.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf

50 Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 10. 6. 2005 bis Samstag, 11. 6. 2005 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Referenten: Mag.Wolfgang Alphart, Leiter der Fachabteilung Haft-
pflichtversicherung bei Generali/Interunfall

Dr. Ekkehard Schalich, Senatspräsident des OGH

Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20050610/8

Umgründung

workshop

Learn from the best!

Wollen Sie die Umgründung einer Rechtsanwaltsgesellschaft (Per-
sonengesellschaft und GmbH) aus erster Hand kennen lernen?
Wollen Sie wissen, wie spektakuläre Umgründungen und Transak-
tionen in der Praxis abgewickelt wurden? Unsere Referenten erar-
beiten mit Ihnen einzelne Fälle von der Planungsphase bis zum Fir-
menbuchgesuch.

Ziel des Seminars ist dieGestaltung eines Umstrukturierungskonzepts
in gesellschaftsrechtlicher, steuerrechtlicher und strategischer Sicht.

Die Erreichung des Ziels erfordert bereits einschlägige Vorkennt-
nisse im Umgründungsrecht.

Wir ersuchen um rechtzeitige Anmeldung, da, bedingt durch den

Workshop-Charakter mit Teamarbeit, die Teilnehmerzahl auf 24
Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 24. 6. 2005 = 2 Halbtage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Referenten: MMag. Dr. Stefan Günther, Universitätslektor und RA
in Wien
Mag. Peter Perktold, Universitätslektor und Steuerberater in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20050624/8

Wohnrechtsnovelle 2005
infopill

Nach einer Zeit der Ruhe ändert der Gesetzgeber wieder einmal
das Wohnrecht. Von der mit 1. 7. 2005 in Kraft tretenden Wohn-
rechtsnovelle (WRN 2005) sind sowohl das Wohnungseigentums-
als auch das Mietrecht betroffen. Das Seminar informiert Sie über
alle wesentlichen Neuerungen.
Termine: Linz, 25. 5. 2005 (Seminar-Nr: 20050525-3)
Wien, 30. 5. 2005 (Seminar-Nr: 20050530-8)
Graz, 1. 6. 2005 (Seminar-Nr: 20050601-5)
Innsbruck, 7. 7. 2005 (Seminar-Nr: 20050707-6)
Feldkirch, 8. 7. 2005 (Seminar-Nr: 20050708-7)
je 1 Halbtag
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Referent: Dr. Wolfgang Dirnbacher, Gebäudeverwaltung Rustler in
Wien; Autor zahlreicher einschlägigerWerke zumWohnrecht (wie
EWr, ÖWR; „MRG 2002“; „WEG 2002“ ua), Mitherausgeber
der Wohnrechtlichen Blätter (wobl), Universitätslektor

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den zu entrichtenden
Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat.
Der Veranstaltungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im
Zeitraum bis zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen.
Der Anmeldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes
beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte
nach ihrer Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich
nach ihrer Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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Änderungen der Liste

Wien

Beschlüsse

Vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien wird gemäß § 70
Abs 1 DSt kundgemacht, dass über Mag. Georg Riha, Rechtsan-
walt in 1110 Wien, Simmeringer Hauptstraße 100a, mit Be-
schluss des Disziplinarrates der Rechtsanwaltskammer Wien vom
1. 3. 2005 zu D131/04 gemäß §19 Abs 1a und Abs 3 Z1 lit d)
DSt die einstweilige Maßnahme der vorläufigen Untersagung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft verhängt worden ist.

Für die Dauer dieser Untersagung wurden Dr. Hans Robicsek,
Rechtsanwalt in 1110 Wien, Simmeringer Hauptstraße 119/3,
undMag. Florian Zeh, Rechtsanwalt in 1110Wien, Gasometer A,
Guglgasse 6/1/6/3, zu mittlerweiligen Stellvertretern bestellt.

Amtliche Mitteilungen

Köbler
Rechtsenglisch
6. Auflage

Deutsch-englisches und englisch-
deutsches Rechtswörterbuch für je-
dermann – nachschlagen und sicher
sein! 
Die wachsende moderne globale
Internationalisierung zeigt sich für
uns Europäer am deutlichsten in der
Europäischen Union. Schon seit vie-
len Jahren werden an allen Stellen
gesamteuropäische Gemeinsamkei-
ten immer klarer sichtbar und ist

die gesamteuropäische Zusammenarbeit längst Wirklich-
keit geworden. Umso wichtiger ist es von Tag zu Tag,
fremde Sprachen zu kennen und zu begreifen. Das vor-
liegende Rechtwörterbuch bietet Ihnen mehr als 12.000
deutsche Stichwörter und rund 17.000 angloamerika-
nische Gegenstücke. Damit haben Sie ein benutzerfreund-
liches, zuverlässiges und durchdachtes Hilfsmittel jeder-
zeit zur Hand!

Der Autor 
o. Univ.-Prof. Dr. Gerhard Köbler ist Lexikograph zahlrei-
cher Rechtswörterbücher, historischer Lexika, Atlanten
und Glossen. 

6. Auflage 2005. XXXVI, 474 Seiten.
Br. EUR 13,– ISBN 3-214-00287-2  

Barnert/
Dolezel/
Egermann/
Illigasch
Societas
Europaea
Das Handbuch 
für Praktiker in
Deutsch/Englisch

Dieses deutsch/englische Praktikerhandbuch
richtet sich an Unternehmen sowie an deren
Berater, welche die Gründung einer Euro-
päischen Aktiengesellschaft in Österreich
oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat unter
Beteiligung einer österreichischen Gesell-
schaft prüfen. 
Es beschäftigt sich umfassend und prägnant
mit Gründungsformen, Organstruktur,
Funktionsweise, Rechnungslegung, Sitz-
verlegung, Arbeitnehmerbeteiligung sowie
der steuerrechtlichen Behandlung der
Europäischen Aktiengesellschaft. Der engli-
sche Text, der sich sprachlich an der engli-
schen Fassung der europäischen SE-VO orien-
tiert, erleichtert die Information und Beratung
ausländischer Unternehmen zu den österrei-
chischen Rechtsvorschriften. 

Die Autoren
Dr. Michael Barnert, LL.M., Dr. Clemens
Egermann und Mag. Alexander Illigasch sind
Rechtsanwälte und Par tner der Barner t
Egermann Illigasch Rechtsanwälte OEG. Sie
sind Fachvortragende und Autoren zahlreicher
Fachpublikationen.
StB Mag. Alexandra Dolezel ist Manager Tax
& Legal Services bei Pricewaterhouse-
Coopers. Zu ihren Tätigkeitsschwerpunkten
gehören ua Mergers & Acquisitions, Konzern-
steuerrecht sowie Internationales Steuer-
recht.

2005. XVIII, 396 Seiten. Geb. EUR 84,– 
ISBN 3-214-15401-X
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Berichte

Austrian Moot Court
Competition
Zum bereits zweiten Mal findet heuer die Austrian Moot Court
Competition statt, die durch die European Law Students

,
Associa-

tion (ELSA) in Zusammenarbeit mit den juristischen Fakultäten des
Landes bundesweit ausgetragen wird.
Der Ausdruck Mootcourt kommt aus der anglo-amerikanischen
Rechtssprache. Der Begriff steht für jene simulierten Gerichtsver-
handlungen, die Pflichtprogramm jeder juristischen Ausbildung in
Großbritannien und den USA sind. Im Rahmen solcher Veranstal-
tungen werden Studenten zu Rechtsanwälten und üben nicht nur
das Erarbeiten komplexer juristischer Materien, sondern auch die
mündliche Vertretung potenzieller zukünftiger Klienten.
Getreu den wesentlichen Vorgaben wurden während des Winter-
semesters 2004/05 Teilnehmer an allen fünf Fakultäten ausge-
wählt und in Teams zu jeweils drei Personen eingeteilt. Dabei
wurde an jeder Fakultät eine Vorrunde mit bis zu 18 Teilnehmern
durchgeführt. Die jeweils besten drei bilden jetzt das Team einer je-
den Universitätsstadt.
Die jeweils zu verhandelnden Fälle wurden durch Professoren und
Assistenten ausgewählt und alle der Materie des österreichischen
Zivilrechts entnommen. Um den engagierten Studenten die Sache
auch nicht zu leicht zu machen, wurden stets Revisionen verhan-
delt, die in der Praxis in ähnlicher Form bereits zu heftigen Diskus-
sionen geführt haben.
Beginnend mit der ersten Schlussverhandlung am 16. 12. in Inns-
bruck wurden bis zum 25. 2. (Termin der Schlussverhandlung in
Salzburg) zahlreiche Fälle verhandelt und teilweise auch tempera-
mentvoll vertreten.
Am 27. 5. 2005 wird die nationale Schlussverhandlung in Salz-
burg stattfinden. Dabei werden die Studenten nicht nur durch füh-

rende Akademiker ihrer Fakultät, sondern auch durch erfahrene
Anwälte unterstützt und betreut, deren Zusammenarbeit mit ELSA
die Grundlage dieser Veranstaltung bietet. Der Erfolg in der Sache
selbst entscheidet allerdings nicht über Sieg oder Niederlage: Das
beste Team wird vor allem bezüglich der Argumentation sowie Auf-
bau und Qualität der Schriftsätze beurteilt.
Diese Eigenschaften zu prüfen ist Aufgabe des unabhängigen Rich-
tersenats, welcher aus einem Richter, einem Anwalt und einem Pro-
fessor zusammengesetzt wird, die in der Regel zu den besten ihrer
Zunft gehören – im Vorjahr waren Hofrat Dr. Hansjörg Sailer des
OGH, Univ.-Prof. Dr. Georg Graf von der Universität Salzburg
und Dr. Peter Posch, Präsident der ÖO Rechtsanwaltskammer, so
freundlich, diese Rolle zu übernehmen.

Weitere Informationen finden Sie unter www.mootcourt.at
Rückfragehinweis:
ELSA Austria, Taubstummengasse 2, 1040 Wien
Andreas Nagy, Telefon (0664) 232 22 40
E-Mail: mootcourt@elsa-austria.org

Neu!
Antiquarische Literatur bei Manz unter
www.manz.at

Ab sofort steht das MANZ Antiquariat auf unserer Homepage im Bereich der Buch-
handlung für Ihre Bestellungen bereit. Schnell und effektiv steuern Sie zu Ihrem
gewünschten Werk. Für weitere Informationen steht Ihnen gerne Herr Walter
Flicker unter (01) 531 61-678 zur Verfügung.
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Auszeichnungen für
Rechtsanwälte

Der Bundespräsident hat mit Ent-
schließung vom 15. 11. 2004
dem ehemaligen Vizepräsiden-
ten der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer, Dr. Jo-
hannes Grund, das Goldene Eh-
renzeichen für Verdienste um
die Republik Österreich verlie-
hen. Die feierliche Überreichung
des Ehrenzeichens erfolgte am 11. 2. 2005 durch den Präsiden-
ten des Oberlandesgerichtes Linz, Dr. Alois Jung, in Würdigung
der langjährigen verdienstvollen Tätigkeit von Dr. Johannes Grund,
der ab 1986 Mitglied des Ausschusses der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer war; 1997 erfolgte die Wahl zum Vizeprä-
sidenten. Hervorzuheben ist vor allem seine wesentliche Mitwir-
kung an der Erarbeitung einer neuen Satzung für die Versorgungs-
einrichtung.

Mag. Dr. Rudolf Gürtler erhielt am 15. 12. 2004 das Verdienst-
kreuz am Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutsch-
land. Überreicht wurde die Auszeichnung von Dr. Horst Köhler,
Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland, und Hans-Hen-
ning Horstmann, Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in
Wien. Anlass für die Verleihung war die 25-jährige Tätigkeit von
Dr. Gürtler als ständiger Vertrauensanwalt der Deutschen Botschaft
in Österreich. Diese Ehrung wird nur selten Ausländern zuteil.

Der Bundespräsident hat Herrn
Dr. Bertram Grass, Rechtsanwalt
in Bregenz, das Goldene Ehren-
zeichen für Verdienste um die Re-
publik Österreich verliehen. Die
Überreichung des Ehrenzeichens
erfolgte am 25. 1. 2005 durch
den Präsidenten des Landesge-
richtes Feldkirch. Dr. Bertram Grass ist seit 1980 verdientes Mit-
glied des Ausschusses der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer
und seit 1985 auch Mitglied des Arbeitskreises für Wirtschaftsfra-
gen (ÖRAK).

Dr. Christian Hauer wurde am 14. 2. 2005 von Frau Bundesminis-
terin Maria Rauch-Kallat das Goldene Ehrenzeichen für Verdienste
um die Republik Österreich überreicht. Dr. Hauer ist seit vielen Jah-
ren als lebensmittelrechtlicher Berater in den verschiedensten Gre-
mien, unter anderem als Mitglied der Codex-Kommission zur He-
rausgabe des Österreichischen Lebensmittelbuches, tätig.

Dr. Vera Kremslehner wurde am 15. 3. 2005 durch Herrn Bürger-
meister und Landeshauptmann Dr. Michael Häupl und Frau Stadt-
rätin Mag. Sonja Wehsely das Goldene Ehrenzeichen für Ver-
dienste um das Land Wien über-
reicht. Frau Dr. Kremslehner ist
seit dem Jahr 1988 Mitglied
des Ausschusses der Rechtsan-
waltskammer Wien, Delegierte
zur Vertreterversammlung des
ÖRAK, fachkundige Laienrichte-
rin für den OGH, Mitglied des
Arbeitskreises zur Reform des
ASVG, Expertin in der Kommis-
sion für die Reform des Exekuti-
onsrechtes, Mitglied des Berufungssenates der Finanzlandesdirek-
tion für Wien, NÖ und Burgenland und seit dem Jahr 1999 Träge-
rin des Goldenen Ehrenzeichens für Verdienste um die Republik
Österreich.

Aus dem juristischen Leben

                                                        
Die Österreichische Volksbanken-AG sucht 
eine/n engagierte/n und selbstständige/n 

Jurist/-in Recht Ausland
(Dienstort: Wien) 

Aufgaben: 
¶ Ansprechpartner/-in für alle Rechtsfragen des 
 Internationalen Wirtschaftsrechtes
 (insbesondere Kreditsicherheitenrecht) 
¶ Gestaltung von internationalen Verträgen und  
 Gestionierung von Auslandskreditengagements  
 Schwerpunkt: Projektfinanzierungen, Cross- 
 Border-Transaktionen, Syndicated Loans 

Anforderungen: 
¶ Jusstudium mit absolviertem Gerichtsjahr 
¶ einschlägige Berufserfahrung (RA, Bank) 
¶ Teamfähigkeit und Durchsetzungsvermögen 
¶ ausgezeichnete Englischkenntnisse, Ost- 

sprache von Vorteil (Serbisch, Kroatisch, �) 

Wir freuen uns schon auf Ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen. 

Österreichische Volksbanken-AG, 
Personalmanagement, z.H. Mag. Wolfgang WEISS 
Peregringasse 3, 1090 Wien 
wolfgang.weiss@oevag.volksbank.at

Volksbank. Vertrauen verbindet. 
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Fußballturnier der
Rechtsanwälte in Salzburg

Vom 12. bis 16. 5. 2005 kommen in Salzburg über 350 Rechtsan-
wälte aus ganz Europa zusammen. Anlass ist kein weiterer trocke-
ner Kongress oder die zehnjährige Mitgliedschaft Österreichs in
der EU, sondern König Fußball. Die Advokaten spielen im Zwei-
Jahres-Rhythmus das Turnier mit dem Namen ELFCUP, das für Euro-
pean Lawyers Football CUP steht und bereits in den Niederlanden
und Deutschland ausgetragen wurde. Der amtierende Europameis-
ter kommt aus Budapest in Ungarn.

„In diesem Jahr haben 20Mannschaften aus 12 europäischen Län-
dern ihre definitive Zusage erteilt“, freut sich Veranstalter Jochen
Schneider, dessen Agentur das Turnier bereits zum zweiten Mal
ausrichtet. Gruppenmäßig am stärksten vertreten sind die Italiener
mit vier Teams, gefolgt von Deutschland mit drei Mannschaften,
von denen zwei das erste Mal an dieser Meisterschaft teilnehmen.
Je zwei Teams werden von Österreich, Schottland und Spanien ge-
stellt. Einzelvertreter ihrer Länder sind des Weiteren Belgien, Nie-
derlande, Türkei, Ungarn, Griechenland, England und Frankreich.
An drei Tagen finden die Vorrundenspiele statt, an zwei Tagen die
Platzierungsspiele.

Spieldauer sind zwei Mal dreißig Minuten. Für die Austragung
konnten die Plätze des Sportvereins Wals-Grünau vor den Toren
Salzburgs gewonnen werden.

Kontakt:

Jochen Schneider

Veranstalterbüro ELFCUP 2005, Postfach 600 846, 60338 Frank-
furt, Germany

Telefon: 0049-69-94508 444

Telefax: 0049-69-94508 446, Mobil: 0049-172-66 45 976

info@elfcup.com

Seminarankündigung/
Traunkirchen 2005

Die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz veranstal-
tet vom 19. 9. bis 23. 9. 2005 im Hotel Traunsee und Hotel Post,
Traunkirchen, ein Seminar für absolvierte Juristen (Leitung: o. Univ.-
Prof. Dr. Peter Apathy, im Zusammenwirken mit o. Univ.-Prof. Dr. At-
tila Fenyves, o. Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel, em. o. Univ.-Prof. Dr.

Dr. h. c. mult. Franz Bydlinski und o. Univ.-Prof. i. R. Dr. Helmut
Koziol).

Die Vorträge werden folgende Themen aus dem Gebiet des Privat-
rechts und des zivilgerichtlichen Verfahrensrechts behandeln:

o. Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves: Nachvertragliche Aufklärungs-
pflichten bei Vermögensanlagen

o. Univ.-Prof. Dr. Peter Jabornegg: Versammlungsfreiheit und Eigen-
tumsschutz

Prof. Dr. Brigitta Jud: Fragen der Erfüllungsgehilfenhaftung beim
Kauf

o. Univ.-Prof. Dr. Martin Karollus: Aktuelle Fragen der Handels-
rechtsreform

ao. Univ.-Prof. Dr. Ernst Karner: Praktische Probleme und theoreti-
sche Grundlagen redlichen Mobiliarerwerbs

Univ.-Doz. Dr. Georg Kodek: Die Nichtigkeitsklage nach § 529
Abs 1 Z 2 ZPO – Zum System des Rechtschutzes bei Gehörverstö-
ßen im österreichischen Zivilverfahren

Hon.-Prof. Hofrat Dr. Matthias Neumayr: Lückenfüllung und Euro-
parecht. Zu Anspruchsgrundlagen im Produkthaftungs- und Ver-
braucherschutzrecht

Prof. Dr. Paul Oberhammer: Der Europäische Exekutionstitel

Die Kosten für Unterbringung und Verpflegung werden sich auf ca
E 300,– belaufen. Der Kursbeitrag wird voraussichtlich E 85,–
betragen.

Schriftliche Anmeldungen werden bis 30. 6. 2005 erbeten an
Herrn Mag. HaraldWiesinger, Institut für Zivilrecht, Johannes Kep-
ler Universität Linz, 4040 Linz/Auhof. Da die Teilnehmerzahl be-
schränkt ist, erfolgt bis Ende Juli noch eine gesonderte Mitteilung
an die Angemeldeten über die Möglichkeit der Teilnahme.

Veranstaltungen

POLEN  DEUTSCHLAND 

übernehme Substitutionen vor Gerichten &

Schiedsgerichten in Deutschland und Polen

Dr. Andrzej Remin 

-Rechtsanwalt & Mediator- 

 Neue Weltgasse 21; 1130 Wien; 

phone: 1/403 87 15,

mobile: 0676/ 670 49 54

e-mail: office@remin.at
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Neue Rechtsprechung zu
Gewinnzusagen

Grenzüberschreitende Gewinnzusagen als
zweiseitiger Vertrag

Nahezu zeitgleich wurden nun zwei äußerst interessante Entschei-
dungen zu Gewinnzusagen veröffentlicht.

Zunächst judizierte der EuGH (Urteil vom 20. 1. 2005, C-27/02),
dass auch bei einer Gewinnzusage, die nicht zwingend mit einer
Warenbestellung verknüpft ist, die Zuständigkeit am Wohnsitz
des Verbrauchers gegeben ist. Die Zuständigkeit basiert jedoch an-
ders als in der Entscheidung „Gabriel“ nicht auf dem Verbraucher-
gerichtsstand (Art 13 EuGVÜ, nunmehr Art 16 EuGVVO), sondern
auf dem Gerichtsstand für Vertragsklagen (Art 5 Abs 1 EuGVÜ).
Sohin ist der EuGH der Auffassung, dass, auch wenn nur eine Ge-
winnzusage übermittelt wird und die Gewinnanforderung im Zuge
eines Auszahlungsbescheides zurückgesendet werden muss, ein
zweiseitiger Vertrag vorliegt. Den Gewinnzusagenunternehmen
ist bei grenzüberschreitenden Gewinnzusagen, insbesondere
durch die Neufassung der Art 15 EuGVVO, der für Gewinnzusa-
gen ab 1. 3. 2002 anwendbar ist, ein Riegel vorgeschoben.

Rechtsschutzdeckung für Gewinnzusagenklagen

Ein spektakuläres Urteil (vom 20. 1. 2005, 40 Cg 75/03 k) hat
das Handelsgericht Wien gefasst.

Die Rechtsschutzversicherungen verweigerten nämlich nahezu flä-
chendeckend die Rechtsschutzdeckung betreffend Klagen auf Aus-
zahlung einer Gewinnzusage. Hierbei stützen sie sich auf ein Gut-
achten von Univ.-Prof. Dr. Fenyves.

Das HG Wien ist nun in seinem Urteil der Auffassung, dass bei
einer irreführenden Gewinnzusage eine Verletzung der culpa in
contrahendo, sohin die Haftung aus einem Vertrag, vorliegt. Eine
Gewinnzusage ist ein Anspruch als pauschalierter und vom tat-
sächlichen Eintritt eines Schadens unabhängiger Schadenersatzan-
spruch aus der Verletzung vorvertraglicher Schutz- und Aufklä-
rungspflichten. Die Rechtsschutzversicherung hätte sohin die
Rechtsschutzdeckung nicht ablehnen dürfen. Deutliche Worte fin-
det das HG Wien zur Auffassung der Rechtsschutzversicherung,
dass „Aussichtslosigkeit des Prozesses“ vorliegen soll. Das Gericht
wirft nämlich der beklagten Rechtsschutzversicherung vor, sich
nicht ausreichend mit der gängigen Judikatur des Gerichtsspren-
gels Wien befasst zu haben und dass Klagen aus Gewinnzusagen
bekanntlich weder in der Vorfrage der Zuständigkeit noch in der
Sache selbst aussichtslos sind. In weiterer Folge sprach das HG
Wien der Konsumentin einen Schadenersatzanspruch gegen die
Rechtsschutzversicherung in der Höhe von mehr als E 26.000,–
zu. Weiters betont das HGWien, dass es dem Konsumenten unzu-
mutbar ist, die Klage auf eigene Kosten selbst durchzuführen, da

Nachrichten

der Kläger gerade für die Geltendmachung aussichtsreicher An-
sprüche Prämien für seine Rechtsschutzversicherung einzahlt.
Wer nun meint, dass die Rechtsschutzversicherungen nach diesem
eindeutigen, wenn auch nicht rechtskräftigenUrteil ihreMeinung än-
dern, irrt. Die Rechtsschutzversicherungen verweisen zum Großteil
weiterhin auf ihre vom HG Wien abgelehnte Rechtsansicht. Erfreu-
lich bleibt, dass nun wenige Rechtsschutzversicherungen zumindest
vorsichtshalber oder in Kulanz Rechtsschutzdeckung gewähren.
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sowohl nach Auffassung
des EuGH als auch des HG Wien ein vertraglicher Anspruch vor-
liegt, und eben für Verletzung vertraglicher Pflichten haben die
meisten Rechtsschutzversicherten Vorsorge getroffen.
Die Rechtsschutzversicherer wären gut beraten, für Gewinnzusa-
genprozesse wieder Deckung zu gewähren – einerseits, damit ge-
währleistet werden kann, dass die Unsitte von irreführenden Ge-
winnzusagen effizient abschließend abgestellt werden kann, und
andererseits, um nun absehbaren Haftungen für Schäden gegen-
über ihren Versicherungsnehmern zu entgehen.

Mag. Gerold Beneder

Zur Unterhaltsbemessung
in Italien
Im Gegensatz zu Österreich wird der an den/die Minderjährige
zu leistende Unterhalt nicht in Prozenten bemessen. Berechnet wird
dieser unter Berücksichtigung der finanziellen Verhältnisse und Le-
bensumstände beider Elternteile und unter Heranziehung der aktu-
ellen Judikatur.
Ein Problem stellt die Frage des Endes der Verpflichtung zur Unter-
haltsleistung dar, also der Frage des Eintritts der Selbsterhaltungs-
fähigkeit des Kindes.
Jüngst ist diesbezüglich eine interessante Entscheidung ergangen:
Ein Volljähriger geschiedener Eltern, der schon einen Titel auf regel-
mäßige Unterhaltszahlungen in Händen hält, hat die Verpflichtung
eine Arbeit zu finden und sich so wirtschaftlich unabhängig zu ma-
chen. Es geht nicht an, dass der Richter die Verpflichtung des Va-
ters, Unterhalt zu leisten, aufrecht erhält, wenn hervorkommt, dass
der Sohn aus Verschulden nichts dazu beigetragen hat, das Stu-
dium zu beenden und sich darüber hinaus zeigt, dass der Sohn
ohne Begründung einen Arbeitsantritt verweigert hat, wobei es
nicht von Relevanz ist, dass der Arbeitsplatz nicht am Wohnsitz
ist (Cassazione, Sez prima civile, sentenza 13. 12. 2004 bis
18. 1. 2005 Nr 951).
Eine richtungsweisende Entscheidung, die der tlw Tendenz „lebens-
langen Unterhalt“ zu erhalten, entgegenzuwirken versucht.
RA Dr. Ulrike Christine Walter, niedergel europ RA/Foro Gorizia;
Partner von del Torre-Franco-Sgrazzutti & partners, Studio Legale

Associato Gorizia/Udine/Wien
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Resonanz

Dr. Hugo Sperber,
AnwBl 2005, 69

Der Beitrag über den bisher nur als anekdotenreiche Anwaltsle-
gende in Torbergs „Tante Jolesch“ bekannten Dr. Sperber hat zu er-
freulichen, österreichweiten Reaktionen geführt. Neben freundli-
chen Anrufen gab es auch zwei neue Hinweise aus Wien und Inns-
bruck. Rechtsanwalt Mag. László Szabó hat im Katalog der Wie-
ner Stadt- und Landesbibliothek die Publikation „Die Lüge im
Strafrecht“ von Hugo Sperber entdeckt. Sie ist 1927 in der Verlags-
anstalt Zahn und Diamant erschienen. Der Autor ist nach Erschei-
nungsdatum, Thematik und Stil zweifellos Rechtsanwalt Sperber,
obwohl diese Berufsbezeichnung in der Schrift nicht erwähnt wird.
Dass aber nicht nur eine Namensgleichheit vorliegt, sondern Iden-
tität von Buchautor und Rechtsanwalt Sperber ist mit Sicherheit an-
zunehmen. Dafür spricht auch das zweite, von Kollegen Dr. Gerd
Baumgartner (Wien) entdeckte Buch „Todesgedanke und Lebens-
gestaltung“, erschienen 1930. Dr. Baumgartner: „Aus beiden Bü-

chern geht hervor, dass Sperber Anhänger von Alfred Adlers Indivi-
dualpsychologie war. Er sieht in ihr ein Mittel zur Humanisierung
der vom Vergeltungsgedanken beherrschten damaligen Straf-
rechtspflege.“ Baumgartner ist durch seine Biografie des sarkasti-
schen Zeit- und Justizkritikers Walter Rode, eines geistesverwand-
ten Berufskollegen Sperbers, ein berufener Kenner der intellektuel-
len Justizkritiker dieser Zeit und daher auch im Besitz beider Sper-
ber-Schriften, die erst in jüngster Zeit aus der Amtsbibliothek der
Polizeidirektion in Wien ausgeschieden und von der Wiener Stadt-
und Landesbibliothek in die Druckschriftensammlung übernommen
wurden.

So hat unsere Suche nach Zeitzeugen immerhin ein wertvolles Er-
gebnis, nämlich die Wiederentdeckung von Sperbers ernsthaftem
literarischem Schaffen gebracht. Mein Befund, dass Sperber nicht
nur ein anekdotenumranktes „Mitglied des Wiener Nachtlebens“,
sondern ein für Rechtsreformen leidenschaftlich eintretender Idea-
list und Humanist war, wird durch seine, auch heute noch aktuellen
Schriften bestätigt.

Dr. Peter Wrabetz

Jetzt in immolex 4/2005
Bestellen unter 01/531 61-100 �

4/05

Superädifikat und Mietrecht

Das heiße Eisen der Analogiefrage

Der OGH setzt sich erneut kritisch und eingehend mit der
analogen Anwendung des MRG auf Flächenmietverträge zum
Zweck der Errichtung eines Superädifikats auseinander.

Lesen Sie in der immolex einen ausführlichen Besprechungs-
aufsatz zu dieser Thematik sowie die relevante Entscheidung
9 Ob 47/04h. 

Jetzt bestellen: Einzelheft EUR 19,60
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Disziplinarrecht
7985

§ 101 TKG, § 9 RAO – Drohung mit Anzeige

Die mit einer Abmahnung betreffend die uner-
laubte Zusendung von Werbematerial an den
Klienten verbundene Aufforderung zur Abgabe ei-
ner Unterlassungserklärung und zur Zahlung von
Kosten des Einschreitens, verbunden mit der Dro-
hung, im Falle der Nichtentsprechung eine Unter-
lassungs- und Schadenersatzklage sowie eine
Verwaltungsstrafanzeige einzubringen, ist diszip-
linär. Weil bezüglich des Unterlassungsanspru-
ches die Drohung mit der Strafanzeige gerechtfer-
tigt und im Zusammenhang mit der Kostenforde-
rung lediglich diese Anzeigendrohung allein dis-
ziplinär gewesen wäre, ist das Verschulden des
DB imHinblick auf denUnterlassungsanspruch ge-
ring.

OBDK 22. 11. 2004, 9 Bkd 2/04

Aus den Gründen:

Die Berufung des DB ist iS der Ausführungen des GenProk gerecht-
fertigt.

Mit dem Schreiben des DB vom 3. 4. 2003 sollte, soweit es die
Kostenforderung betrifft, eine mit einer Verwaltungsstraftat
(§§ 101, 104 Abs 3 Z 22 TKG) im Zusammenhang stehende Er-
satzforderung durchgesetzt werden (AnwBl 2003/418 ff).

Der DB stützt in seinem Abmahnungsschreiben den Kostenan-
spruch auf Schadenersatz. Der Anspruch war daher darauf ge-
richtet, seine Mandantschaft von Kosten zu entlasten und sohin
unter dem Titel des Schadenersatzes jenen Betrag zu begehren,
welchen sein Klient für sein Einschreiten zu bezahlen gehabt hät-
te.

Der Zusammenhang mit der strafbaren Handlung der Gegenseite
war schon dadurch gegeben, weil das Einschreiten des DB durch
diese strafbare Handlung veranlasst wurde.

Es ist dabei nicht so entscheidend, ob mit einer Strafanzeige an
die Verwaltungsbehörde der Kostenersatzanspruch durchgesetzt
werden könnte oder nicht. Auch der Unterlassungsanspruch
selbst wäre keinesfalls im Verwaltungsstrafverfahren durchsetz-
bar gewesen, führt doch ein Verwaltungsstrafverfahren allenfalls
zu einer Bestrafung des Angezeigten, keineswegs aber zur
Durchsetzung eines allfälligen Unterlassungsanspruches. Letzte-
rer wäre vielmehr im Zivilverfahren geltend zu machen gewe-
sen.

Der DB hat mit seinem Abmahnungsschreiben in erster Linie gleich-
sam als „Hauptanspruch“ den Unterlassungsanspruch geltend ge-
macht und den Kostenersatzanspruch als „Nebenanspruch und An-
hang“ des Unterlassungsanspruches.

Bezüglich des Unterlassungsanspruchs wäre die Drohung mit der
Strafanzeige gerechtfertigt gewesen. Es wäre überspannt, bezüg-
lich der disziplinären Folgen nun genau zwischen Haupt- und Ne-
benanspruch zu differenzieren. Soweit daher im Zusammenhang
mit der Kostenforderung lediglich die Drohung mit der verwaltungs-
behördlichen Anzeige allein disziplinär gewesen ist, ist das Ver-
schulden des DB im Hinblick auf den Unterlassungsanspruch ge-
ring. Da sein Verhalten nur unbedeutende Folgen nach sich gezo-
gen hat, war gem § 3 DSt vorzugehen.

Anmerkung:

Gegen den Besch erging ein erstinstanzlicher Schuldspruch unter
Absehung von der Verhängung einer DisStrafe (§ 39 DSt).

Zur dagegen erhobenen Berufung des DB führte der Vertreter der Ge-
neralprokuratur aus: „Die GenProk geht davon aus, dass ein hinrei-
chender Verdacht eines DisVergehens vorliegt, meint aber, dass hier
doch nach § 3 DSt vorgegangen werden könnte, weil dies auch in
einem Parallelverfahren so geschehen ist. Wenn die erste Instanz
meint, dass aufgrund der Vielzahl der hinausgegangenen Schreiben
diese Konsequenz nicht gezogen werden könnte, so bleibt die erste
Instanz nicht bei ihrem eigenen Schuldspruch. Die GenProk vertritt
die strenge Auffassung, dass die Folgen einer Tat sehr wohl auch au-
ßerstrafrechtliche Folgen sein können. Diese Judikatur wurde zu
§ 42 StGB entwickelt. Da ging es auch darum, ob bei der fahrlässi-
gen Körperverletzung der Blechschaden am Auto zu berücksichtigen
ist oder nicht. Wir haben es bejaht; aber doch wohl nur der Blech-
schaden aus diesem Unfall und nicht aus dem wöchentlichen Unfall,
den der Täter hat und der nicht Gegenstand des Schuldspruches ist.
Daher meint die GenProk, dass man der Berufung Folge geben und
nach § 3 DSt vorgehen könnte.“ Die OBDK hat sich – salomonisch? –
einerseits der strengen Auffassung der GenProk angeschlossen: also
die „auch“ mit dem Kostenersatzanspruch, wenngleich als „Neben-
anspruch und Anhang“ verbundene Drohung mit Strafanzeige als
standeswidrig bejaht, andererseits aber § 3 DSt angewendet. Ende
gut, alles gut.

Aber einen Nachsatz kann sich der Leser nicht verkneifen:Wenn der
Besch in seinem Anspruchsbrief nur ein bisschen präziser formuliert
und die Anzeigendrohung lediglich mit der bereits vorliegenden Ver-
waltungsstraftat verknüpft, also weder an den zivilrechtlichen Unter-
lassungsanspruch und schon gar nicht an den Kostenersatzanspruch
„angehängt“ hätte, dann wäre ihm das ganze DisVerfahren wohl
von vornherein erspart geblieben.

Strigl
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Disziplinarrecht
7986

§ 10 RAO, § 13 RL-BA – Doppelvertretung

Mangels feststellbarer, ausdrücklicher und vor Be-
ginn der Vertragsverhandlungen abgegebener Er-
klärung des Besch als Vertragsverfasser, nur den
einen Vertragsteil zu vertreten, verstößt die Ver-
tretung des einen Vertragspartners gegen den an-
deren, beimVertragsabschluss unvertretenenVer-
tragspartner – wenn auch der Ausnahmsfall der
bloßen Formgebung eines von den Parteien aus-
gehandelten Vertrages nicht vorliegt – gegen das
Verbot der Doppelvertretung; dadurchwird neben
der Berufspflichtenverletzung auch das Vertrauen
der rechtsuchenden Bevölkerung in die Tätigkeit
des Anwaltsstandes beeinträchtigt.

OBDK 29. 11. 2004, 16 Bkd 8/04

Aus den Gründen:

Gem § 10 Abs 1 RAO hat der RA die Vertretung oder auch nur
die Erteilung eines Rates abzulehnen, wenn er die Gegenpartei
in der selben oder einer damit zusammenhängenden Sache ver-
treten hat. Es entspricht stRsp, dass ein RA, der einen Vertrag ver-
fasst hat und dann eine der beiden Vertragsparteien bei der Gel-
tendmachung von Ansprüchen aus diesem Vertrag vertritt, das
DisVergehen der Doppelvertretung gem § 10 Abs 1 RAO begeht
(AnwBl 1995, 737). Wird ein Vertrag unter der alleinigen Inter-
vention nur eines RA abgeschlossen und formuliert, so hat er
diese beiden Vertragsteile unparteiisch mit gleicher Sorgfalt und
Treue zu behandeln und vor Interessensgefährdungen zu bewah-
ren. Er darf dann auch in der Folge anlässlich eines Streites aus
einem solchen Vertrag nicht die eine Partei gegen die andere ver-
treten.

Von diesem Grundsatz bestehen zwei Ausnahmen: Hat es der RA
von nur einer Partei übernommen, Vertragsverhandlungen zu füh-
ren oder einen Vertrag zu verfassen, so ist er berechtigt, diese Par-
tei in einem Rechtsstreit aus dem Vertrag zu vertreten, wenn auch
die andere Partei von einem berufsmäßigen Parteienvertreter bera-
ten war oder der RA sogleich ausdrücklich erklärt hatte, nur seine
Partei zu vertreten (§ 13 RL-BA). Weiters verstößt die Vertretung ei-
nes der beiden Vertragsteile in einem nachfolgenden Gerichtsver-
fahren dann nicht gegen das Verbot der Doppelvertretung, wenn
die Parteien sich bereits über den Vertragsinhalt einig waren und
dem RA bloß die Aufgabe zufiel, den Vertrag in die richtige Form
zu bringen (AnwBl 2000, 358).

Man darf die Feststellung des DR, der DB habe am Beginn der Aus-
sprache erklärt, nicht dahin interpretieren, dass dieser nur und

ausschließlich A vertrete, weil selbst der DB nicht sagen kann, ob
er eine derartige Erklärung am Anfang, in der Mitte oder am Ende
der Besprechung abgegeben habe. Sie besagt daher nur, dass der
DB am Beginn der Aussprache erklärt habe, er vertrete A. Damit ist
nicht zum Ausdruck gebracht, er habe iSd § 13 RL-BA ausdrücklich
erklärt, dass er nur A vertrete. Dass der DB den Übernehmer A ver-
treten hat, steht außer Frage. Dieser Umstand allein entbindet den
DB jedoch nicht von der Verpflichtung, als Vertragsverfasser auch
die Interessen des B zu wahren, und gem dieser übernommenen
Verpflichtung davon Abstand zu nehmen, A im darauffolgenden
Rechtsstreit gegen B zu vertreten. Ersichtlich hat der DB, wie der
DR auch im Rahmen der Beweiswürdigung ausführt, seine Äuße-
rung als Antwort auf die Erklärung des B abgegeben, dass er für
den Vertrag nichts zahlen werde. Aus dem Umstand, dass ein Ver-
tragspartner sich zur Übernahme sämtlicher Kosten verpflichtet, er-
gibt sich aber keineswegs, dass der Anwalt als Vertragsverfasser
nicht verpflichtet sei, auch die Interessen des nicht zur Kostenzah-
lung verhaltenen anderen Vertragsteils zu wahren, soferne nicht
eine der vorstehend genannten Ausnahmen vorliegt.

Die Feststellung allein, dass der DB am Beginn der Aussprache er-
klärt habe, dass er A vertrete, rechtfertigt (noch) nicht sein späteres
Einschreiten im Rechtsstreit, soferne nicht zusätzlich festgestellt ist,
dass der DB erklärt habe, dass er nur, also ausschließlich, A vertre-
te. Die richtige Auswertung der Feststellungen des DR ergibt, dass
der DB nicht berechtigt war, im nachfolgenden Prozess A zu vertre-
ten, weil nicht feststeht, dass der DB sogleich bei Beginn der Ver-
tragsbesprechung erklärt hat, dass er nur und ausschließlich für
A tätig werde.

Eine (irgendwann abgegebene) Erklärung des DB, er vertrete nur
A, könnte im vorliegenden Fall den DB auch nicht von seiner Ver-
pflichtung befreien, die Interessen des anderen Vertragsteiles zu
wahren.

Anmerkung:

Der OBDK-Senat hat (schon mangels Beweiswiederholung) die Fest-
stellung des DR übernommen, dass der Besch zu Beginn der Vertrags-
besprechung erklärt hatte, er vertrete den Vertragspartner A. Daher
kann, genau besehen, nicht davon ausgegangen werden, dass der
Besch diese Erklärung „irgendwann“ – gemeint: während der Ver-
tragsbesprechung – abgegeben habe. Freilich ist richtig, dass nicht
festgestellt wurde, dass er erklärt habe, „nur“, also ausschließlich, A
zu vertreten.

Diese Erklärung ist missverständlich; sie kann mehrfach verstanden
werden. Die Undeutlichkeit der Erklärung muss sich der Erklärende
zurechnen lassen. Aber wenn er dem B mitteilt, dass er A vertrete,
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kann B das wohl nicht auf sich bezogen haben. Die Prüfung der sub-
jektiven Tatseite konnte daher ergeben, dass der Besch den B damit
informieren wollte, dass er ihn nicht vertrete oder berate (was seine
nebenvertraglichen Pflichten gegen den anderen Vertragsteil ohne-
hin nicht aufhebt). Wenn der Besch etwas anderes gemeint als er ge-
sagt hat, ist der Schuldvorwurf gering. Ungeachtet des Umstandes,
dass die Doppelvertretung grundsätzlich ein schweres DisDelikt ist
(und der Besch disziplinäre Vorstrafen hatte), war die verhängte
Geldbuße schon jetzt sehr gering. Der OBDK-Senat hat die Möglich-
keit der Anwendung des § 3 DSt nicht geprüft.

Strigl

Honorarrecht

Fälligkeit bzw Fälligstellung des Anwalthonorars
gegenüber dem Rechtsschutzversicherer

7987

§ 52 RL-BA

Eine Vereinbarung zwischen Rechtsanwalt und
rechtsschutzversichertem Klienten betreffend die
Fälligkeit des Rechtsanwaltshonorars und die Zu-
lässigkeit von Zwischenabrechnungen während
des Verlaufes des Rechtsstreites durch Legung ei-
ner Rechtsanwaltshonorarnote ist zulässig und
von der Rechtsschutzversicherung in der Form zu
beachten, dass sie dem rechtsschutzversicherten
Kunden die diesem zur Zahlung von seinem
Rechtsanwalt vorgeschriebenen Honorare be-
zahlt.

HG Wien 30. 11. 2004, 50 R 73/04 y

Sachverhalt:

Im konkreten Fall legte der Rechtsanwalt seiner Klientin über die
Jahre hinweg, während welcher der Rechtsanwalt seine Klientin
rechtsfreundlich vertrat, Zwischenabrechnungen im Sinne des
§ 52 RL-BA.

Darüber hinaus hatte der Rechtsanwalt mit seiner Klientin die Mög-
lichkeit der Legung von Zwischenabrechnungen sowie seine Be-
rechtigung Honorarvorschüsse und Teilhonorarzahlungen jeder-
zeit fällig stellen und begehren zu können, vereinbart.

Gegen diese Vereinbarung führte die Rechtsschutzversicherung im
Wesentlichen ins Treffen, dass eine solche Vereinbarung eine Ver-
einbarung zu Lasten Dritter darstelle und daher die Honorarverein-
barung Rechtsanwalt/Klient, im Verhältnis Klient/Rechtsschutzver-
sicherer nicht verbindlich und beachtlich sei.

Das Erstgericht gab dem weiteren Begehren des rechtsschutzversi-
cherten Klienten – welcher ursprünglich vom Rechtsschutzversiche-
rer nur die Begleichung der Zwischenabrechnung seines Rechts-
anwaltshonorares begehrte – auf Feststellung, dass der Rechtsan-
walt berechtigt sei, Zwischenabrechnungen vorzunehmen und
auch vor rechtskräftiger Beendigung des Prozesses Honorare
vom Rechtsschutzversicherer zu verlangen, statt und sprach aus,
dass eine Vereinbarung zwischen Rechtsanwalt und Klient, wie
oben dargestellt, zulässig sei, sei es doch standesüblich, dass
Rechtsanwälte Honorarvorschüsse begehrten und Zwischenab-
rechnungen vornehmen (vgl § 52 RL-BA).

Wollte man den Versicherungsnehmer auf jene Rechtsanwälte ver-
weisen, welche keine Vorschüsse verlangten (zB weil diese ständig
mit dem Rechtsschutzversicherer zusammenarbeiteten), so würde
der Versicherungsnehmer in seinem Recht auf freie Anwaltswahl
unzulässigerweise beschränkt.

Spruch:

Der gegen dieses erstinstanzliche Urteil eingelegten Berufung
wurde nicht Folge gegeben.

Aus den Gründen:

Das Handelsgericht Wien als Berufungsgericht ging in seiner Ent-
scheidung 50 R 73/04 y noch weiter als das Erstgericht und mein-
te, dass der rechtsschutzversicherte Kunde eines Versicherers, in
dem Moment, in dem ihm selbst Kosten des für ihn tätigen Rechts-
anwaltes entstanden sind, berechtigt sei vom Rechtsschutzversiche-
rer die Bezahlung dieser Kosten in der im Rechtsschutzversiche-
rungsvertrag vereinbarten Höhe zu fordern.

Das Berufungsgericht bezog sich dabei auf deutsche Parallelbe-
stimmungen aus den in der BRD zur Anwendung gelangenden
ARB 94/2000 und führte aus, dass der Versicherungsnehmer be-
rechtigt sei „. . . die Übernahme der vom Versicherer zu tragenden
Kosten zu verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren Zah-
lung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat (vgl
Harbauer, Rechtsschutzversicherung 892). Weist der Versiche-
rungsnehmer anhand der ihm oder dem Versicherer unmittelbar zu-
gegangenen Originalkostenrechnung nach, dass er zur Zahlung
verpflichtet ist, hat ihn der Versicherer (in der Regel durch Zahlung
an den Kostengläubiger) entsprechend der erwähnten Bestimmung
von dieser Kostenschuld frei zu stellen (Harbauer aaO, Rz 16 zu
§ 5 ARB 94/2000).

Diese Grundsätze können auch auf den vorliegenden Fall übertra-
gen werden, finden sie doch im Wortlaut des Art 6 Pkt 1 ARB
1994, der bloß auf das Entstehen von Kosten abstellt, Deckung, so-
dass jedenfalls der Nachweis der Versicherungsnehmerin, sie
habe bestimmte Kosten zu bezahlen, zu einer Übernahmepflicht
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der Beklagten im Rahmen des Versicherungsvertrages führt, sofern
die Beklagte dem Grunde nach zur Deckung verpflichtet ist.“

Anmerkung:

Als am Verfahren beteiligter Rechtsvertreter der rechtsschutzversi-
cherten Kundin lege ich daher allen Kollegen nahe, welche nicht
den rechtskräftigen Ausgang eines Verfahrens abwarten wollen,
um erst danach eine Honorarabrechnung vornehmen zu wollen,
mit ihren rechtsschutzversicherten Klienten eine Fälligkeitsvereinba-
rung zu treffen, da andernfalls mangels gesonderter Vereinbarung
das Honorar des Rechtsanwaltes erst nach Beendigung des Auftrags-
verhältnisses fällig würde.

Mag. Dr. Johann Etienne Korab (am Verfahren beteiligt)

Schadenersatzrecht

Schmerzengeld für seelische Schmerzen /
Gefährliche Drohung

7988

§§ 1325, 1331, 1328, 1329 ABGB,
§ 213a ASVG und § 107 Abs 1 StGB

Dem Opfer einer gefährlichen Drohung steht auch
dann ein Schmerzengeldanspruch zu, wenn die
Straftat keine Körperverletzung im engeren Sinn
zur Folge hat.

LG Feldkirch 31. 8. 2004, 3R 254/04g; BG Bregenz 23. 5.

2004, 4C 46/04 f

Sachverhalt:

Ein Nachbar drohte einer Frau mit dem Erschießen (auch ihrer An-
gehörigen); die Frau war derart verängstigt, dass sie sich mit ihren
Kindern in die Wohnung zurückzog und die Türe versperrte. Die
ersten paar Tage nach der gefährlichen Drohung schlief sie
schlecht; seit dieser Drohung versperrte sie immer die Haustüre.
Das Opfer ließ sich nicht ärztlich behandeln, ging weiterhin zur Ar-
beit und wurde auch nicht krankgeschrieben.

Das LG Feldkirch als Strafgericht verurteilte den Täter wegen ge-
fährlicher Drohung gemäß § 107 Abs 1 StGB; das Opfer wurde
mit seinen Ansprüchen auf den Zivilrechtsweg verwiesen.

Das BG lehnte den Schmerzengeldanspruch im Zusammenhang
mit dieser gefährlichen Drohung ab; die Beeinträchtigungen des
Opfers hätten „keinen Krankheitswert“ erreicht.

Das LG Feldkirch als Berufungsgericht anerkannte den Schmerzen-
geldanspruch.

Aus den Entscheidungsgründen:

Zu prüfen war die Frage, ob dem Opfer einer gefährlichen Dro-
hung ein Schmerzengeldanspruch auch dann zusteht, wenn die
Drohung keine medizinisch behandlungsbedürftigen Folgen nach
sich zieht. Während die ältere Rechtsprechung keinen Schmer-
zengeldanspruch für seelische Schmerzen vorsah, die nicht die
Folge einer körperlichen Verletzung sind (SZ 47/147, ZVR
1987/23; 9 Ob 36/00 k ua), entwickelte der OGH im Zusam-
menhang mit einem von einer Gesundheitsstörung losgelösten
Schmerzengeldanspruch für die durch die Tötung eines nahen
Angehörigen verursachten seelischen Schmerzen Grundsätze,
die auch im konkreten Fall angewendet werden können. So hat
der OGH in seiner E 2 Ob 84/01 v ausführlich und unter Be-
dachtnahme auf die bisherige Rechtsprechung, die Rechtslage
in anderen europäischen Staaten und die Empfehlungen des Eu-
roparates zur Vereinheitlichung der Rechtsbegriffe des Schaden-
ersatzes bei Körperverletzung und Tötung vom 14. 3. 1975 klar
ausgesprochen, dass ein Ersatz des Seelenschmerzes über den
Verlust naher Angehöriger, der zu keiner eigenen Gesundheits-
schädigung im Sinne des § 1325 ABGB geführt hat, bei grober
Fahrlässigkeit und Vorsatz sehr wohl in Betracht kommt. Auch
wenn § 1325 ABGB als Voraussetzung für einen Schmerzengeld-
anspruch eine Körperverletzung erfordert, besteht nach Ansicht
des OGH eine Gesetzeslücke, die im Wege der Analogie zu
schließen ist. Aus §§ 1331, 1328, 1329 ABGB und § 213a
ASVG lasse sich der Grundgedanke ableiten, dass es für die Er-
satzfähigkeit vergleichbarer ideeller Schäden – ohne Vorliegen
einer Körperverletzung – eines qualifizierten Verschuldens be-
darf. Wendet man diese Grundsätze auf den vorliegenden Fall
an, so ergibt sich nach Meinung des Berufungsgerichtes, dass
dem Opfer einer gefährlichen Drohung auch dann ein Schmer-
zengeldanspruch zusteht, wenn die Straftat keine Körperverlet-
zung im engeren Sinn zur Folge hatte. Der Umstand, dass der Be-
klagte vorsätzlich das Opfer durch seine Drohung in Furcht und
Unruhe versetzte, rechtfertigt es, dem Opfer auch dann ein
Schmerzengeld zuzusprechen, wenn die Folgen der Vorsatztat
keinen Krankheitswert erreichten, sondern „lediglich“ medizinisch
nicht behandlungsbedürftige Schlafstörungen und Angstzustände
umfassten.

Anmerkung:

Die Entscheidung ist sehr zu begrüßen, da Opfern von Straftaten der
angeführten Art nun auch ein Schadenersatzanspruch zusteht; das
LG Feldkirch als Berufungsgericht sprach allerdings ein eher „be-
scheidenes“ Schmerzengeld in Höhe von nur E 150,– zu.

RA Dr. Gottfried Waibel (am Verfahren beteiligt)
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Grundbuchsrecht
7989

§ 1 Abs 2 Z 2 SpaltG; § 136 GBG

Höchstbetragshypotheken gehen bei Spaltungen
zur Neugründung nach § 1 Abs 2 Z 2 SpaltG im
Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die neu ge-
gründete Gesellschaft über. Es bedarf daher we-
der einer Zustimmung des Liegenschaftseigentü-
mers zur Übertragung der Forderung noch einer
(deklarativen) Einverleibung der Hypothek zu-
gunsten der neu gegründeten Gesellschaft, der
Name der Neugläubigerin ist vielmehr nach § 136
GBG zu berichtigen.

OGH 7. 12. 2004, 5 Ob 199/04g

Anmerkung:

In diesem Verfahren war die Frage zu klären, ob bei einer Spaltung
zur Neugründung (samt Übertragung aller Aktiven und Passiven)
eine bestehende Hypothek im Wege der Gesamtrechtsnachfolge
auf die durch Spaltung zur Neugründung gem § 1 Abs 2 Z 2 SpaltG
entstehende Kapitalgesellschaft ex lege übergeht. Das Grundbuch-
gericht meinte, eine Zustimmung des Schuldners (!) sowie eine Erklä-
rung des Liegenschaftseigentümers und des Neugläubigers (!) zur
Übertragung der Forderung sei erforderlich.

Das Rekursgericht bestätigte die Ansicht des Grundbuchsgerichtes
und führte zur ablehnenden Begründung noch an, dass es auch im
Falle der deklarativen Eintragung nach außerbücherlichen Hypothe-
kenübergang gem § 1422 ABGB bei der Eintragungsart der Einver-
leibung zu bleiben habe, die von der Antragstellerin begehrte Be-
richtigung gem § 136 GBG nicht anwendbar sei. Auf die Gesamt-
rechtsnachfolge der abgespaltenen Gesellschaft könne es bei
Grundbucheintragungen nicht ankommen.

Der OGH hob die Entscheidungen der Unterinstanzen auf, schloss
sich der von der Antragstellerin vertretenen Rechtsansicht an und
genehmigte die Berichtigung des Grundbuchstandes gem § 136
GBG mit der Begründung, dass eine Gesamtrechtsnachfolge durch
Abspaltung nach dem Spaltungsgesetz vorliegt, womit alle Aktiva
und Passiva, also auch das von der Hypothek gesicherte Rechts-
verhältnis, auf die neu gegründete Gesellschaft übergegangen
sind.

Dr. Johannes N. Sääf (am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht

Österreichischer Anlagenbau im Ausland

7990

§ 3 Abs 1 Z 10 EStG 1988

Die Steuerbefreiung gemäß § 3 Abs 1 Z 10 EStG
1988 stellt nicht darauf ab, ob in- oder ausländi-
sche Arbeitskräfte bei der Errichtung einer Anlage
eingesetzt sind, sondern setzt lediglich voraus,
dass der Arbeitgeber im Ausland eine Anlage er-
richtet und zu diesem Zweck seine Arbeitnehmer
einsetzt. Die Mitwirkung ausländischer Unterneh-
men steht der Steuerbegünstigung daher nicht
entgegen.

VwGH 17. 11. 2004, 2000/14/0105

Sachverhalt:

Die Bf, deren Unternehmensgegenstand die Erzeugung sowie der
Vertrieb von Bauplatten und Bauplattensystemen ist, erwarb im
Jahr 1995 ein in Tschechien gelegenes Werk zur Herstellung von
zementgebundenen Holzplatten. Um die Produktionsweise des
Werks westlichen Standards anzupassen, wurden umfangreiche
Adaptierungsarbeiten vorgenommen, zu deren Überwachung
und Koordinierung die Dienstnehmer JS und HM nach Tschechien
entsandt wurden. Im Zuge einer Lohnsteuerprüfung stellte die Prüfe-
rin fest, dass von den für die Dauer des Auslandseinsatzes zur Aus-
zahlung gelangten Bezügen der beiden Dienstnehmer zu Unrecht
unter Berufung auf § 3 Abs 1 Z 10 EStG 1988 keine Lohnabga-
ben entrichtet worden waren, woraufhin das FA mit einem Haf-
tungs- und AbgabenB die auf den Zeitraum der Auslandstätigkeit
entfallenden Lohnabgaben (Lohnsteuer, Dienstgeberbeiträge zum
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen samt Zuschlägen) nachfor-
derte.

Spruch:

Aufhebung des B wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit.

Aus den Gründen:

Durch die Bestimmung des § 3 Abs 1 Z 10 EStG 1988 werden
Einkünfte steuerfrei gestellt, die Arbeitnehmer inländischer Be-
triebe für eine im Ausland ausgeübte Tätigkeit von ihren Arbeitge-
bern beziehen, wenn die Auslandstätigkeit mit einem begünstig-
ten ausländischen Vorhaben des Arbeitgebers im Zusammenhang
steht und ihre Dauer jeweils ununterbrochen über den Zeitraum
von einem Monat hinausgeht. Entgegen der Ansicht der bel
Beh stellt das Gesetz nicht darauf ab, ob in- oder ausländische

Rechtsprechung
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Rechtsprechung

Arbeitskräfte bei der Errichtung der Anlage eingesetzt sind.
Ebenso wenig steht die Mitwirkung ausländischer Unternehmen
der Steuerbegünstigung entgegen. Die gegenständliche Steuerbe-
freiung setzt lediglich voraus, dass – soweit nicht ein Fall von Per-
sonalgestellung vorliegt – der inländische bzw diesem gleichge-
stellte Arbeitgeber im Ausland eine Anlage errichtet und zu die-
sem Zweck seine Arbeitnehmer einsetzt. Dass diese Voraussetzun-
gen im Beschwerdefall nicht erfüllt wären, hat die bel Beh nicht
festgestellt.

Anmerkung:

1. Die – in ihrem Anwendungsbereich sehr breit gehaltene (s dazu
nur das vorliegende Erk) – Steuerbefreiung des § 3 Abs 1 Z 10
EStG 1988 entspricht inhaltlich im Wesentlichen § 3 Z 14a EStG
1972, der durch BGBl 1979/550 vom 18. 12. 1979 eingefügt
worden ist. Die Erläuterungen zur RV (113 BlgNR 15. GP) geste-
hen die wettbewerbsstärkende Zielsetzung der Regelung noch of-
fen ein und führen aus: „Da sich auf dem Sektor des Anlagen-
baues im Ausland die Konkurrenzverhältnisse zunehmend ver-
schärfen, wirkt sich die derzeitige steuerliche Behandlung der Ar-
beitslöhne von ins Ausland entsendeten Arbeitnehmern im
Vergleich mit anderen Ländern (zB der Bundesrepublik Deutsch-
land) für österreichische Unternehmen wettbewerbsnachteilig aus.
Die vorliegende Novelle sieht daher eine Steuerbefreiung für alle
Fälle einer Auslandstätigkeit von inländischen Arbeitnehmern vor,
die mit der Errichtung von Anlagen im Ausland im Zusammenhang
steht.“

2. Angesichts dieser (mittelbar) exportbegünstigenden Wirkung von
§ 3 Abs 1 Z 10 EStG bin ich auf einem Beihilfensymposion in Salz-
burg vor ca einem Jahr von einem Mitglied des UFS darauf ange-
sprochen worden, ob die Steuerbefreiung – mangels Notifikation
nach Brüssel – nicht vor dem UFS als rechtswidrige Beihilfe aufgrund
des Anwendungsvorranges von EG-Recht unangewendet bleiben
müsse. Diese Frage ist freilich schon deswegen mit einem klaren
„Nein“ zu beantworten, weil die Bestimmung noch aus der Vorbei-
trittszeit Österreichs datiert. Der EG-Vertrag verpflichtet die Mitglied-
staaten aber nur zur Anmeldung neuer Beihilfen, wobei für Öster-
reich der Neubeihilfenstichtag mit dem 1. 1. 1994, dem Beitritt
zum EWR, festgelegt ist (Art 172 Abs 5 BtrA). Eine generelle Nach-

notifikationspflicht für zum Beitrittszeitpunkt bereits bestehende
Maßnahmen wurde in die Beitrittsakte nur für den Bereich der Land-
wirtschaft aufgenommen (Art 144 iVm 137 BtrA). Das unmittelbar

anwendbare Durchführungsverbot des Art 88 Abs 3 Satz 3 EG
kann daher auf die vorliegende Steuerbefreiung keine Anwendung
finden, sie muss somit vom UFS – und wie hier auch vom VwGH –

weiterhin angewandt werden. Altbeihilfen können nur von der Kom-
mission nach Abwicklung eines Prüfverfahrens pro futuro (!) unter-
sagt werden, wenn die Kommission in diesem Verfahren keine Ge-
nehmigungsmöglichkeit für die Maßnahme unter Art 87 Abs 3 EG
(mehr) sehen sollte. Der Bannstrahl des EG-Beihilfenverbotes darf
also auch nicht überschätzt werden (zu alldem: Sutter, Das EG-Beihil-
fenverbot und sein Durchführungsverbot in Steuersachen, Linde – seit
April im Buchhandel).

3. Die Befreiung des § 3 Abs 1 Z 10 EStG lässt den entsandten
Arbeitnehmer allerdings nur dann gänzlich unbesteuert, wenn
Österreich im DBA mit dem Zielstaat auch das alleinige Steuerrecht
zugewiesen bekommen hat. Andernfalls kann der „Expatriate“ mit
einer Steuerpflicht im Tätigkeitsstaat übrig bleiben, sodass § 3
Abs 1 Z 10 EStG ihn diesfalls nur – aber immerhin – von einer
doppelten Besteuerung befreit (zur beihilfenrechtlichen Rechtferti-
gung uni- und bilateraler Entlastungen von der Doppelbesteuerung
und ihrer Grenzen ausführlich: Sutter in Lang/Schuch/Staringer,
Die abkommensrechtliche Verteilung der Besteuerungsrechte,
2005, 83 ff).

4. Bei kurzfristigen Auslandsentsendungen zum Anlagenbau ist
durch die Kombination von § 3 Abs 1 Z 10 EStG mit Art 15
OECD-MA eine doppelte Nichtbesteuerung freilich durchaus wahr-
scheinlich (vgl zur 183-Tage-Regel des Art 15 OECD-MA: Lang, Ein-
führung in das Recht der DBA, 2002, Rz 363 ff, 368). Im Beschwer-
defall wäre auf DBA-Ebene jedoch noch zu untersuchen, ob die Ver-

gütungen nicht letztlich – iSd Verrechnungspreisgrundsätze der
OECD – vom tschechischen Werk und damit von einer Betriebsstätte
des Arbeitgebers im Tätigkeitsstaat zu tragen sind. Dies führt zu der

Frage, ob dadurch das Besteuerungsrecht gemäß Art 15 Abs 2

OECD-MA doch wieder dem Ausübungsstaat und nicht dem österrei-
chischen Ansässigkeitsstaat des Arbeitnehmers zukäme. Allerdings

weist Prokisch (in Vogel/Lehner, DBA4 Art 15 Rz 64) auf den Wort-
laut des Art 15 Abs 2 MA hin, der – anders als Art 7 MA – auf das
tatsächliche Tragen statt auf ein Tragen-Müssen abstelle (vgl aber
BFH BStBl II 1988, 819). Demgemäß käme es bei kurzfristigen Aus-
landsentsendungen auch in der Konstellation des Beschwerdefalles
(Anlagenbau in eigenen ausländischen Betriebsstätten) häufig zu
Doppelnichtbesteuerungen, wenn nur das Entgelt vom österrei-

chischen Stammhaus gezahlt wird.

Franz Philipp Sutter
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Ausgewählte Prüfungs-
beschlüsse – VfGH

1. 12. 2004 – 2. 3. 2005

Gewerbeordnung

Prüfung des § 112 Abs 3 dritter Satz GewO 1994 idF BGBl I
2002/111 hinsichtlich der Ermächtigung des Landeshauptmannes
zur Festlegung abweichender Regelungen betreffend die Gewer-
beausübung in Gastgärten für bestimmte Gebiete [G 4/05]

1. 12. 2004, B 109/03 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts we-
gen)

VO über Verbote und Beschränkungen teilfluorierter und
vollfluorierter Kohlenwasserstoffe . . . (BGBl II 2002/447)

Prüfung von Teilen der Verordnung BGBl II 2002/447 betreffend
ua das Verbot fluorierter Kohlenwasserstoffe bei Erreichen eines
bestimmten Treibhauspotentials in Hinblick auf die im Gemein-
schaftsrecht vorgesehene Notifikation [V 87/04]

2. 12. 2004, B 240/04 (gem Art 139 Abs 1 B-VG von Amts we-
gen)

Strafvollzugsgesetz

Prüfung des in § 107 Abs 3 und § 118 Abs 3 StrafvollzugsG –

StVG idF des StrafvollzugsanpassungsG, BGBl 1974/424, konsti-
tuierten Systems eines Nebeneinanders von Ordnungswidrigkei-
tenverfahren und Strafverfahren wegen in die Zuständigkeit der Be-
zirksgerichte fallender strafbarer Handlungen im Hinblick auf das
Doppelbestrafungsverbot [G 1/05]

16. 12. 2004, B 1432/03 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Wiener Marktordnung

Prüfung der Wortfolge „ , die Christkindlmärkte“ im Eingangssatz
und der Wortfolge „und die Christkindlmärkte“ in Z 4 des § 57
Abs 4 der Wiener Marktordnung 1991 in der Fassung ABl
Nr 42/2000 hinsichtlich der Bevorzugung bisheriger Marktbesu-
cher bei der Vergabe von Marktplätzen [V 71, 72/04]

2. 3. 2005, B 153/04 ua (gem Art 139 B-VG von Amts wegen)

Sie sind Jurist/in und wollen sich im Europarecht spezialisieren?
Wir bieten für Sie in Zusammenarbeit mit den Universitäten Innsbruck und Passau

ab Herbst 2005 berufsbegleitend den postgradualen Studiengang

E u r o p a r e c h t ,  L L . M .
3 Semester: Akademische(r) Europarechtsexperte(in)

4 Semester: Master of Laws, LL.M.
Lehrgangsbeginn: 6. Oktober 2005

A-6911 Lochau am Bodensee,
T 05574/4930-189, F 05574/4930-22

K a r r i e r e s p r u n g
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werte schadenersatzrechtliche Ent-
scheidungen des OGH aus dem Jahr
2004

Zeitschrift für Verwaltung
1, 2. Sieberer, Paul: Verfassungsfragen

zum neuen Bundesbetreuungsgesetz
und zur Grundversorgungsvereinba-
rung

11. Kante, Bernd: Nationale Rechts-
lage und unmittelbare Anwendung
von Gemeinschaftsrecht. Die Proble-
matik der mangelhaften Umsetzung
der UVP-RL/UVP-ÄndRL in Österreich

18. Raschauer, Bernhard: „Kernauf-
gaben des Staates“: Rechtsfortbildung
oder Rechtskreation? Anmerkungen
zu VfGH 15. 10. 2004, G 36/04 =
ZfVB 2005/244
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Für Sie gelesen

& AktG. Aktiengesetz, Societas Euro-
paea, Gesellschaftsrechtsänderungsge-
setz 2004 und Nebenbestimmungen.
Von Maximilian Eiselsberg. 2., erwei-
terte Auflage. NeuerWissenschaftlicher
Verlag, Wien – Graz 2004. 533 Sei-
ten, br, E 68,80.

Der bekannte und für die tägliche Praxis
handliche Aktienkommentar hat erfreuli-
cherweise, verursacht durch die Änderun-
gen des GesRÄG 2004, eine neue Auf-
lage erfahren. Hinzu kamen die Bestim-
mungen und Verordnungen, die im Zu-
sammenhang mit dem Statut der
Europäischen Gesellschaft stehen. Sie
sind übersichtlich und klar strukturiert im
Kommentar zu finden. Im 1. Kapitel wird
auf die seit 2001 eingetretenen Änderun-
gen des AktG eingegangen. Das 2. Kapi-
tel enthält die neue Gesellschaftsform der
Europäischen Gesellschaft mit Auszügen
aus der Regierungsvorlage und aus dem
Bericht des Justizausschusses. Die einzel-
nen Bestimmungen des Statutes werden
zum Verständnis für die Praxis ausrei-
chend kommentiert.

Wertvoll ist im 3. Kapitel die Wiedergabe
der Verordnung des Rates über das Statut
der Europäischen Gesellschaft sowie die
Richtlinien des Rates zur Ergänzung des
Statutes der Europäischen Gesellschaft hin-
sichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer.

Anschließend werden die Rechnungsle-
gungsvorschriften des 3. Buches des HGB,
die für Kapitalgesellschaften wesentlich
sind, wiedergegeben.

Im Anhang findet sich eine übersichtliche
Judikatur- und Literaturübersicht. Der sehr
handliche Kommentar ist für jeden, der
im Gesellschaftsrecht tätig ist, ein wertvol-
les Nachschlagewerk für die tägliche Ar-
beit.

Jörg Beirer

& Münchener Kommentar §§ 152 –160

AktG, §§ 265 –289 HGB. Verlag C. H.
Beck/Verlag Vahlen. XXXIII, 510 Seiten,
E 1.167,90 (für 7 Bände, es besteht
eine Gesamtabnahmeverpflichtung)

Es ist nunmehr Band 5/2 des Münchener
Kommentars erschienen. Die österrei-
chische Rechtslage wird von Prof. Otto
Altenburger dargelegt und stellt eine Er-
gänzung zu Straube HGB II dar.

Bei Aktiengesellschaften ist die Frage der
Bilanzierung von erheblicher Bedeutung.
Die Möglichkeiten und Gefahren des Bi-
lanzrechtes wurden in der anwaltlichen
Praxis oft übersehen. Obzwar der Rechts-
anwalt kein „Bilanzexperte“ sein muss, so
sollte er doch über Grundkenntnisse verfü-
gen und in der Lage sein, selbst einzelne
Fragen nachzulesen.

In diesem Teilband werden die entspre-
chenden Darstellungen über die Möglich-
keiten der Bilanzierung nach Deutschen
– somit auch in sehr weiten Bereichen
auch für das österreichische Recht über-
nehmbar – gemacht. Dieser Band ist ein
wichtiger Bestandteil in der Gesamtkom-
mentierung.

Wolf-Georg Schärf

& Gesetz gegen den unlauteren Wett-

bewerb (UWG). Mit Preisangabenver-
ordnung. Kommentar. Hrsg von Hen-
ning Harte-Bavendamm/Frauke Hen-
ning-Bodewig. Verlag Beck, München
2004. XX, 2.324 Seiten, Ln, E 168,–.

Am 8. 7. 2004 ist in Deutschland ein neues
UWG in Kraft getreten. Es ist ein modernes
Gesetz, das sich zwar an den bewährten
Grundsätzen des deutschen Lauterkeits-
rechts orientiert, es aber gleichzeitig libe-
ralisiert und dabei auch – zumindest weit-
gehend – den Anforderungen des Gemein-
schaftsrechts, insb der kurz vor der Verab-
schiedung stehenden RL über unlautere
Geschäftspraktiken, entspricht.

Das neue dUWG stößt praktisch uneinge-
schränkt – auch in Österreich – auf Zustim-
mung. Einer der Gründe dafür ist die inten-
sive Einbindung interessierter Kreise aus
Wissenschaft, Praxis sowie von Wirt-
schafts- und Verbraucherverbänden in
den Entstehungsprozess. Hauptgrund für
den vorbildlichen Aufbau und die (weitge-
hend) ebenso vorbildliche Textierung ist
die Mitwirkung einer hochkarätig besetz-
ten Arbeitsgruppe für die UWG-Reform,
und hier vor allem der von Köhler/Born-
kamm/Henning-Bodewig erarbeitete Vor-
schlag für eine RL zum Lauterkeitsrecht
und eine UWG-Reform, der in seiner Struk-
tur und seinen sachlichen Regelungsvor-
schlägen in weitem Umfang dem nunmehri-
gen dUWG 2004 entspricht.

Gemeinsam mit Henning Harte-Baven-
damm hat die Mitverfasserin des Experten-
entwurfs Frauke Henning-Bodewig nun den
ersten „großen“ Kommentar zu diesem Ge-
setz herausgegeben, und es ist ein ganz
großer Wurf, der den an diesem Werk be-
teiligten 25 namhaften Autoren gelungen
ist:

In einer ausführlichen (450 Seiten umfas-
senden) Einleitung werden zunächst die
Entstehung des neuen Gesetzes, das euro-
päische Lauterkeitsrecht und das internatio-
nale Prozessrecht, danach in Länderberich-
ten das Lauterkeitsrecht der übrigen – auch
der neuen – Mitgliedstaaten beschrieben.
Abgeschlossen wird die Einleitung durch
einen Überblick über medien-, produkt-
und berufsspezifische Besonderheiten des
Lauterkeitsrechts.

Die eigentliche Kommentierung des UWG
ist nach den fünf Kapiteln des neuen Geset-
zes (Allgemeine Bestimmungen, Rechtsfol-
gen, Verfahrensvorschriften, Strafvorschrif-
ten und Schlussbestimmungen) gegliedert
und lässt – jedenfalls bei meiner bisherigen
Arbeit mit diesem Kommentar – kaum eine
Frage offen.

Der Anhang enthält den Abdruck wichtiger
einschlägiger Vorschriften, der Materialien
zum dUWG 2004 und ein Fundstellenver-
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zeichnis der einschlägigen E des BGH. Ein
ausführliches Sachverzeichnis erleichtert
die Orientierung im neuen Gesetz erheb-
lich.
Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig
als Herausgebern und den Autoren dieses
Kommentars ist zu diesem Werk uneinge-
schränkt zu gratulieren: Der „Harte/
Henning“ wird im deutschen Lauterkeits-
recht richtungsweisend sein und wohl auch
die weitere Entwicklung des österrei-
chischen UWG nachhaltig beeinflussen.

Lothar Wiltschek

& Handbuch EU Beihilferecht. Von Mi-
chael Sánchez Rydelski. Verlag Nomos,
Baden-Baden 2003. 559 Seiten, br,
E 71,–.

Das Handbuch EU Beihilferecht soll laut sei-
nem Autor dem Leser einen ersten Zugang
zur komplexen Materie des gemeinschaftli-
chen Beihilferechts verschaffen. Das ge-
lingt.

Auf knapp mehr als 220 Seiten wird der Le-
ser durch das übersichtlich in vier Ab-
schnitte gegliederte europäische Beihilfen-
regime geführt. Nach einem einführenden
Überblick über die Bedeutung, die Struktur
und die Funktion der Beihilfenkontrolle wer-
den die Beihilfenmerkmale sowie die Be-
dingungen, unter welchen Beihilfen aus-
nahmsweise zulässig sind, erläutert. Es
folgt die Darstellung des Verfahrens der
Beihilfengewährung und -prüfung sowie
der Rechtsschutzmöglichkeiten in Beihilfen-
fällen. Schlussbemerkungen, ein Literatur-
und ein Stichwortverzeichnis runden die-
sen Teil des Werks ab.

Auf den verbleibenden rund 330 Seiten
bietet das Handbuch in einem Anhang
eine Materialiensammlung, die neben
den einschlägigen Vertragsbestimmungen
die Verordnung über das Verfahren der
Beihilfenprüfung, verschiedene Freistel-
lungsverordnungen sowie die für die Praxis
wichtigsten Mitteilungen, Leitlinien und Ge-
meinschaftsrahmen der Kommission ent-

hält. Das erleichtert nicht nur das schnelle
Auffinden der relevanten Rechtsvorschrif-
ten, sondern auch das Verstehen der ka-
suistischen Entscheidungspraxis der Euro-
päischen Kommission. Der Wermutstrop-
fen der Materialiensammlung ist allein ihr
Ablaufdatum. Für 2005 bis 2006 steht
die Verlängerung zahlreicher Verordnun-
gen, Gemeinschaftsrahmen und Leitlinien
an, darunter des Gemeinschaftsrahmens
für staatliche Forschungs- und Entwick-
lungsbeilhilfen, der Leitlinien für Regional-
beihilfen und der Risikokapital-Leitlinien.
2007 laufen die Leitlinien für Umwelt-
schutzbeihilfen aus.

Wer eine ausgezeichnete kompakte Zu-
sammenfassung des gemeinschaftlichen
Beihilfenrechts sucht, ist mit dem Handbuch
EU Beihilferecht bestens beraten.

Ernst Tremmel

& ÖNORM B 2110. Von Georg Karasek.
Verlag Manz, Wien 2003. XXII, 714
Seiten, Ln, E 178,–.

Die Bauwerksvertrag-ÖNORM B 2110
hat in der Praxis große Bedeutung. Ob-
wohl es sich „nur“ um allgemeine Ver-
tragsbedingungen handelt, deren An-
wendbarkeit vereinbart werden muss, ist
es sinnvoll, sie für die Praxis zu kommen-
tieren. Herr Kollege Georg Karasek hat
2003 erstmals einen solchen Kommentar
vorgelegt. Bisher gab es nur systemati-
sche Darstellungen zum österreichischen
Bauwerksvertragsrecht unter Einbezie-
hung der ÖNORM.

Das Buch richtet sich – wie schon aus
dem Untertitel ersichtlich – nicht aus-
schließlich an Juristen, sondern auch an
die Bauwirtschaft. Der Autor hat daher
zum leichteren Verständnis zahlreiche il-
lustrative Beispiele aus der Praxis aufge-
nommen. Weiters finden sich auch für
den Praktiker nützliche Zusatzinformatio-
nen, wie zB die standardisierte Leistungs-
beschreibung für den Hochbau (LB-H)
oder Gebührenverzeichnisse bei den ver-

schiedenen Schiedsgerichten. Bei der
Warnpflicht des Werkunternehmers wird
die Rechtslage in anschaulichen Tabellen
zusammengefasst. Aber auch für den Spe-
zialisten finden sich fundierte Ausführun-
gen und eine (nicht selten kritische) Ausei-
nandersetzung mit der Rechtsprechung
und dem Schrifttum.
Besonders hilfreich ist die Gegenüberstel-
lung der jeweiligen Regelung der ÖNORM
B 2110 mit dem Recht des ABGB. Dadurch
sind die Unterschiede zwischen „ÖNORM-
Verträgen“ und „ABGB-Verträgen“ leichter
zu erschließen. Eine Beschäftigung mit der
ÖNORM kann nicht ohne Blick auf das all-
gemeine Werkvertragsrecht erfolgen.
Durch die Kommentarform sind Rechtspre-
chung und Erläuterungen zu einzelnen
Punkten der ÖNORM schnell aufzufinden.
Wenn Verträge auf einzelne Bestimmun-
gen der ÖNORM verweisen, ist der Kom-
mentar daher das geeignete Nachschlage-
werk. Ein umfangreiches Judikaturver-
zeichnis und ein Stichwortverzeichnis run-
den das Buch ab.
Insgesamt ist das Werk eine Bereicherung
für die anwaltliche Bibliothek, und zwar
auch für jene, die nicht täglich mit Bauver-
tragsrecht zu tun haben.

Clemens Grünzweig

& Migranten und Grundrechte. Von Ewald
Wiederin. Neuer wissenschaftlicher
Verlag, Wien 2003. 123 Seiten, kart,
E 28,80.

Das vorstehende Werk ist aus einem Vor-
trag, welcher vom Autor im Jahr 2003 im
Rahmen einer Vortragsreihe, welche von
der steiermärkischen Landesregierung pe-
riodisch zum Thema Grundrechte veran-
staltet wird, gehalten wurde, entstanden.
Der Autor beleuchtet darin die Bedeutung
der Grundrechte für „Migranten“.
In einer kurzen Einleitung wird dargetan,
dass Grundrechte sehr oft an bestimmte
Voraussetzungen, wie Staatsangehörig-
keit, Aufenthaltsberechtigung, Unionsbür-
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gerschaft ua geknüpft werden, sodass
diese von vornherein für die Personen-
gruppe der Migranten nicht anwendbar
seien, man denke zB an Art 6 und Art 3
StGG, die vom Besitz der österreichischen
Staatsbürgerschaft abhängig sind.

Andererseits gibt es aber auch Grundrech-
te, die unabhängig von den genannten
Kriterien Wirkung auf Migrationstatbe-
stände haben, wie zB das Recht auf Ach-
tung des Familienlebens, der verfassungs-
rechtliche Gleichheitssatz, die Rechte auf
persönliche Freiheit, auf Leben sowie das
Folterverbot.

In der Folge bereitet der Autor die Kapi-
tel „Recht auf Achtung des Privat- und
Familienlebens“, „Gleichheitssatz“, „per-
sönliche Freiheit“, „Non-Refoulement“,
„Grundrechtliche Schutzpflichten“ unter
exemplarischer Zitierung von Entschei-
dungen des EGMR, des VfGH, des
OGH, des deutschen Bundesverwaltungs-
gerichts sowie des schweizerischen Bun-
desgerichts auf. Im Kapitel „Recht auf
Achtung des Privat und Familienlebens“
wird auf die Bedeutung dieses Grund-
rechts im Zusammenhang mit den frem-
denrechtlichen Bestimmungen und Be-
schränkungen der Einreise von Fremden
und den aufenthaltsbeendenden Maßnah-
men sowie die unterschiedliche Behand-
lung durch den EGMR und den VfGH
verwiesen. Die Weiterentwicklung des
Gleichheitssatzes vom reinen Staatsbür-
gerschaftsrecht zu einem generell gülti-
gen Prinzip wird ebenso dargelegt, wie
die Wichtigkeit der Bestimmungen über
die persönliche Freiheit in Art 5 Abs 1
MRK und im PersFrG im Zusammenhang
mit der Anhaltung von Fremden in der
Transitzone von Flughäfen und der
Schubhaft, unter Zugrundelegung der un-
terschiedlichen Ansätze von EGMR und
VfGH. Äußerst interessant ist auch das
Kapitel „Non Refoulement“, in welchem
die jüngere extensive Judikatur des
EGMR im Widerstreit zum deutschen
Bundesverwaltungsgericht wiedergege-

ben wird. So anerkennt der EGMR auch
die nichtstaatliche Verfolgung und sogar
die Verletzung sozialer und medizinischer
Standards unter bestimmten Vorausset-
zungen als Abschiebungs- und Ausliefe-
rungshindernis.
Im Anhang sind einige der im Text erörter-
ten Entscheidungen des EGMR, des Deut-
schen Bundesverwaltungsgerichts, des
schweizerischen Bundesgerichts und des
OGH (Thema: Anspruch auf Bundesbe-
treuung) in der Originalsprache abge-
druckt.
„Migranten und Grundrechte“ ist ein sehr
interessant geschriebenes Buch, welches
wichtige Denkanstöße für jene zu bieten
vermag, die auf dem Gebiete des Frem-
den- und Asylrechts tätig sind.

Erich Heliczer

& Sozialstaat Österreich – Sozialleistun-

gen im Überblick. Lexikon der Ansprü-
che und Leistungen. Von Kammer für Ar-
beiter und Angestellte (Hrsg). 6. neu be-
arb. Aufl, Verlag des ÖGB/HEROLD,
Wien 2004. 340 Seiten, Pb, E 21,–.

Vorliegendes Lexikon, nunmehr bereits in
6. Auflage erschienen, bietet Anspruchsbe-
rechtigten strukturierte Informationen zu
Leistungen des Sozialstaates.
Leider hält es sich bedingt, wie man bei
einem Lexikon erwarten würde, an das
Alphabet, sondern orientiert sich an einer
möglichen Lebenschronologie, sodass das
erste Kapitel dementsprechend mit Sozial-
transferleistungen für Familien beginnt.
Bevor auf die mannigfaltigen Sozialleistun-
gen bei Krankheit, Behinderung, Arbeits-
unfall und Pflegebedürftigkeit sowie Alter,
Invalidität und Hinterbliebene eingegan-
gen wird, werden noch im zweiten und
dritten Kapitel Ausbildung und Arbeitslo-
sigkeit besprochen.
Auch den Sozialleistungen für das Woh-
nen wird ein eigenes Kapitel gewidmet.
Der letzte Teil befasst sich mit ergänzenden
Sozialtransferleistungen, wobei es hiebei

um Leistungen nach dem Kriegsopferge-
setz, dem Witwen- und Witwerversor-
gungsgesetz oder nach Opferfürsorgege-
setz geht, um nur einige zu nennen.
Vorliegendes Rezensionsexemplar möchte
eine Orientierungshilfe bei Inanspruch-
nahme von Sozialleistungen darstellen.
Diesem Anspruch wird es voll und ganz ge-
recht, denn nur mit der richtigen Informa-
tion erhält man zum richtigen Zeitpunkt
die entsprechende Sozialleistung.

Georg Grießer

& Die neue Beschwerde in Auslieferungs-
sachen nach dem ARHG. Von Adrian
Eugen Hollaender. Mit einem Vorwort
von Franz Matscher. Neuer Wissen-
schaftlicher Verlag NWV, Wien – Graz
2004. 244 Seiten, br, E 38,80.

Die Änderung des Auslieferungs- und
Rechtshilfegesetzes (ARHG) erfolgte zu-
nächst mittels einer Gesetzesaufhebung
durch den VfGH und der auf diese Weise
vom VfGH ermöglichten und vom OGH
richterrechtlich umgesetzten Beschwerde-
form, die einem Auszuliefernden die Mög-
lichkeit der Überprüfung der vom OLG ge-
troffenen Zulässigkeitsentscheidung durch
den OGH eröffnet hat. Sodann hat auch
der Gesetzgeber durch das Strafrechtsän-
derungsgesetz 2004 eine positivrechtliche
Beschwerde gegen Auslieferungsbe-
schlüsse normiert, indem er die Zulässig-
keitsentscheidung in die Verantwortung
des GH I. Instanz gelegt und dagegen ei-
nen zweiseitigen Beschwerdezug an das
OLG vorgesehen hat. Beide Neuerungen
gehen auf den wohl spektakulärsten (und
in der juristischen Fachwelt sowohl in
Österreich als auch weit über Österreich hi-
naus intensivst diskutierten) Auslieferungs-
fall in Österreichs Rechtsgeschichte zurück:
die Causa Sholam W.

Dr. Adrian Hollaender behandelt sowohl
die beiden Beschwerdeformen und ihre
Grundlagen als auch den rechtshistori-
schen Hintergrund in prägnanter und me-
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thodisch punktgenauer Weise. Selten ist
dem – mit zahlreichen internationalen
Rechtsaspekten in Theorie und Praxis be-
fassten – Rezensenten in den letzten Jahr-
zehnten ein derart prägnantes, systema-
tisch einwandfreies und methodisch kom-
promissloses Werk in einem so komplexen
Rechtsgebiet wie dem Auslieferungsrecht
untergekommen. Und dabei ist es dem
Autor zudem gelungen, ein geradezu
spannendes juristisches Buch zu verfas-
sen, das den fachlich interessierten Leser
fesselt. Dies ist ungewöhnlich und verdient
uneingeschränkte Anerkennung. Die ana-
lytische Scharfsinnigkeit des – schon bis-
her mehrmalig in den Bereichen der
Grundrechte, insbesondere auch der
EMRK und des allgemeinen Europarechts,
sowie des Verfassungs- und Straf-(prozess-)
rechts eindrucksvoll in Erscheinung getrete-
nen – Autors des hier rezensierten Werks
habe ich im Anwaltsblatt bereits in meiner
letzten Resonanz zu einer seiner darin ver-
öffentlichten Abhandlungen positiv hervor-
gehoben. Beim vorliegenden Werk hat er
sie in noch weit höherem Maß unter Be-
weis gestellt, wodurch ich mich in meiner
positiven Einschätzung dieses ebenso bril-
lanten wie erfrischend unkonventionellen
jungen Juristen nachhaltig bestätigt sehe.

Dazu möchte ich – zum Abschluss dieser
Rezension – einige Sätze aus dem von
Univ.-Prof. DDr. Franz Matscher (als lang-
jährigem Richter am EuGH für Menschen-
rechte und einem der europaweit aner-
kanntesten Experten auf diesem Gebiet)
verfassten Vorwort zum Buch zitieren:

„Dr. Adrian Hollaender (. . .) hat in der vor-
liegenden Publikation eine umfassende

Analyse und Wertung der neuen Be-
schwerde in Auslieferungssachen, unter
Einbeziehung des Rechts der EMRK und
der einschlägigen Judikatur des EGMR,
vorgenommen. Die Analyse ist systema-
tisch klar und rechtsdogmatisch hochinte-
ressant. Es dürfte keinen Aspekt des The-
mas geben, der nicht berücksichtigt wor-
den wäre. (. . .) Insgesamt stellt das Buch
die derzeit einzige und bis auf weiteres
wohl umfassendste Darstellung eines zen-
tralen Aspekts des Auslieferungsverfah-
rens, nämlich der Beschwerde in Ausliefe-
rungssachen, dar. Judikatur und Lehre
werden an ihm nicht vorbeigehen kön-
nen.“
Dieser zutreffenden Beurteilung durch
Franz Matscher ist nichts Weiteres hinzuzu-
fügen, außer der Empfehlung, dieses (zu-
sätzlich zu seinen inhaltlichen Qualitäten
auch noch handliche und preiswerte) Buch
zu lesen!

Klaus Ulrich Groth

& AVG, Kommentar zum Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetz. Von Jo-
hannes Hengstschläger/David Leeb.
Verlag Manz, 1. Teilband: §§ 1 –36
AVG, Wien 2004. 286 Seiten, br,
E 76,30.

Die Autoren haben sich zum Ziel gesetzt,
einen Kommentar zu den Verwaltungsver-
fahrensgesetzen zu schaffen: Dieser soll
die entstandene Lücke schließen, da seit
dem vor 50 Jahren geschaffenen Kom-
mentar des Verwaltungsverfahrens von
Ernst C. Hellbling keine neue Bearbeitung
stattgefunden hat. Die Wichtigkeit der

Neubearbeitung eines Kommentars zu
den Verwaltungsverfahrensgesetzen er-
weist schon das E-GovG (BGBl 2004/
10), welches maßgebliche Änderungen
im Hinblick auf die notwendige Berück-
sichtigung der neuen Technologien ent-
hält, die in der Praxis Eingang gefunden
haben. Das aktuelle Rechtsleben benötigte
und erhoffte daher das Erscheinen der
nunmehr hinsichtlich des ersten Teiles des
Kommentars vorliegenden Neubearbei-
tung. Der Kommentar enthält zahlreiche
Judikaturhinweise und hilft damit zu Pro-
blemlösungen, die für die Praxis von un-
schätzbarem Wert sind. Die Kommentie-
rung jedes Paragraphen wird mit Literatur-
hinweisen eingeleitet und damit wissen-
schaftlich begleitet. Ein zusätzliches
umfangreiches Literaturverzeichnis, das
sich am Beginn des Kommentars findet,
verschafft eine „doppelte ‚Buch’-Findung“
mit Stand 1. 3. 2004.

Für den 2. Teilband, §§ 37–62 AVG (ca
350 Seiten), ist das Erscheinen bis Mai,
für den 3. Teilband, §§ 63 –82 AVG
(ebenfalls ca 350 Seiten), bis Jahresende
angekündigt, womit der komplette Kom-
mentar noch 2005 abgeschlossen sein
soll und rund 1000 Seiten umfassen
wird. Das Werk kann in den drei Teilbän-
den (broschiert) oder als gebundenes
Komplettwerk (ca E 250,–) bezogen wer-
den.

Den Autoren ist für die übersichtliche und
detaillierte Kommentierung besonders zu
danken; das Werk ist wärmstens zu emp-
fehlen. Der Kommentar wird für jeden Juris-
ten unverzichtbar sein.

Rudolf Machacek
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien (nächst Justizzentrum
Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

&

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1130 Wien, Fleschgasse 34,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3, Tele-
fon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-
nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung, Telefon
(0316) 82 22 02, Fax (DW) 22, Mobil erreichbar: (0676)
310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.
RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

&

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622)
834 94-4.

Anzeigen
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RA Dr. Manfred Winkler, Henslerstraße 3/Ecke Gigergasse,
1030 Wien (100 Meter vom neuen Justizzentrum Wien-Mitte

entfernt), übernimmt gerne Substitutionen bei allen dort befindli-
chen Gerichten (Handelsgericht, BG f Handelssachen und BG
Innere Stadt Wien).
Telefon (01) 710 79 19, Telefax (01) 710 79 19 19.

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
Sl 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und cross-border Rechtssachen aller Art zur Verfü-
gung.
Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

U.S.A.: Dr. Laurence Fauth, amerikanischer Rechtsanwalt, steht Kol-
legen in allen amerikanischen Rechtsangelegenheiten gerne bera-
tend und für Vertretungen (Gerichte) in den U.S.A. zur Verfügung.
Kontakt: Salztorgasse 1/9, A-1010 Wien;
Telefon (01) 532 00 00; Telefax (01) 532 00 00-32.

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Hahngasse 25, 1090 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: uc.walter@aon.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

&
Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18
81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Kanzlei Dr. Fornara, pA Radetzkystraße 16, 9020 Klagenfurt, Te-
lefon (0463) 50 92 50, Telefax (0463) 50 92 50-19, übernimmt
Rechtsfälle in Rumänien. Insbesondere Gesellschafts-, Transportan-
gelegenheiten, Immobilienver- & -ankauf.

&

Linzer Rechtsanwaltskanzlei sucht Konzipienten mit großer LU. Be-
werbungen bitte an den Verlag unter Chiffre A-100735.

&

Rechtsanwältin, 12. Bezirk (Nähe Schönbrunn), bietet Kanzlei-
räumlichkeiten und Nutzung der Infrastruktur gegen Regiekosten-
beteiligung und Mitarbeit.
Zuschriften bitte an: angelika.pruefling@gmx.at

&

Kanzlei in 1090 Wien, zentrale und attraktive Lage, bietet ab so-
fort Regiegemeinschaft (großes Zimmer, komplette Nebenräume
und Infrastruktur nebst wechselseitiger Urlaubsvertretung etc, keine
Subst-Pauschale!). VB ca E 2.000,–. Mag. Georg Bürstmayr,
Telefon (01) 319 25 25, E-Mail: georg.buerst@aon.at

&

Moderne Anwaltskanzlei in 1010 Wien sucht Kollegen/innen zur
Zusammenarbeit, die Spaß an der Arbeit und Weitblick haben.
Schönes Zimmer in Untermiete und Mitbenützung der modernen In-
frastruktur sowie spätere Partnerschaft möglich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100736.

Biete selbständiger Kollegin oder solchem Kollegen (bevorzugt
Mindestalter vierzig Jahre) angenehme Zusammenarbeit und

nachfolgende Übernahme nach Vereinbarung zu guten Bedin-
gungen; Zivilrecht, gut eingeführte Kanzlei in zentraler Innen-
stadtlage.
Zuschriften werden selbstverständlich streng vertraulich behandelt.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100737.
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1040Wien, vis-à-vis Belvedere, Rechtsanwalt bietet Mitbenützung
von Kanzleiräumen (Arbeitszimmer, Sekretariat, Konferenzraum
usw) für Kollegen. Regiepartnerschaft und späteres Zusammenge-
hen möglich. Telefon (01) 505 52 00, RA Dr. Thomas Nirk,
Prinz Eugen-Straße 56/7.

&

1030Wien, Nähe Justizzentrum, verkehrsgünstig, Jugendstilhaus,
Mitbenützung von Kanzleiräumlichkeiten (Arbeitszimmer, Sekreta-
riat, Konferenzraum, Nebenräume) samt Infrastruktur.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100718.

&

Wien, Hoher Markt: komplett neu adaptierte, repräsentative, helle
Büroräumlichkeiten geeignet für zwei Anwälte, Sekretariat, Konzi-
pient, ca 95 m2 (4 Räume, Vorraum, Küche), 4. Stock, Lift, Parkett-
böden, Einrichtung samt EDV-Infrastruktur, provisionsfrei; Miete
marktgerecht/günstig; langfristig.
Telefon (01) 535 37 21, Mag. König.

&
Rechtsanwalt, 1. Bezirk (Rathausviertel), bietet Kanzleiräumlichkeit
und Nutzung der Infrastruktur gegen Regiekostenbeteiligung. Spä-
tere Kanzleiübernahme möglich.
Antworten bitte an: reinhard.Neureiter@chello.at

&

Rechtsanwältin in 1010 Wien, Nähe Oper (U4, U2, U1, Ringlini-
en), bietet Kollegen/in repräsentatives Zimmer sowie bei Bedarf
Mitnutzung der Kanzleiinfrastruktur an.
Telefon (01) 587 34 70-0, Dr. Renate Wimmer.

&

Wien 1, repräsentatives Jugendstilhaus, 180 m2-Einheit (bisher
RA-Kanzlei), Eichenparkett, Flügeltüren, modern saniert, Klimaan-
lage, Schallschutzfenster, ideale Raumanordnung und Infrastruktur,
ab Sommer befristet (3 –5 Jahre) zu vergeben.
Telefon (01) 513 83 36-25, E-Mail: office@hms-law.at

&

Kanzleiräume im 1. Bezirk zu vermieten (ca 90 m2). CAT 5-Verka-
belung für EDV vorhanden.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100733.

Büro/Kanzlei 211 m2, modern, repräsentativ, beste Sichtlage
Grinzinger Allee, Garagenstellplätze, Details und Miete auf Anfra-
ge! RVV Realitäten, Telefon (01) 406 87 55, E-Mail: office@rvv.co.
at

&

1., Landesgerichtsstraße, 112 m2 neu adaptiert: Parketten, ausge-
stattete Küche und Archivraum im 3. Liftstock. Bruttomiete inkl USt
E 1.996,–. ÖBV-IMMOBILIEN GmbH, Telefon (01) 408 88 76-
DW 14, Fr Jakubetzki.

&

1., Börseplatz, 238 m2 in sehr repräsentativem Stilaltbau, 1. Lift-
stock. Parketten, ausgestattete Küche. Bruttomiete inkl USt
E 3.500,–. ÖBV-IMMOBILIEN GmbH, Telefon (01) 408 88 76-
DW 14, Fr Jakubetzki.

&

Vermiete Aktenlagerräume (Konkursakten etc) Nähe Wien (Bez
Korneuburg), verschiedene Einheiten, jederzeit zugänglich und
versperrbar. Preis per m2 E 3,00 inkl MwSt.
Telefon (0676) 51 66 992 od (02267) 20 74

&

Sehr gepflegtes Landhaus, neu gedecktes Dach, Sauna mit Ruhe-
raum, große schöne Küche. Zehn Autominuten von Ybbs/Donau
entfernt. Im Garten befindet sich ein Swimming-Pool mit Warmwas-
serheizung. Ferner schöner Garten, Glashaus und schöner Wald.
Verbaute Fläche 350 m2. Kaufpreis E 680.000,–, Telefon (0699)
123 84 244 oder (0676) 303 43 30

&

Masseverwalter – Steuerberater übernimmt ProblemBuchhaltun-
gen zur raschen Bearbeitung. Zuschriften bitte an den Verlag unter
Chiffre A-100734.

&

Österreichweit tätiges, digital ausgestattetes Anwaltssekretariat

übernimmt Ihre Schreibarbeiten in Stoßzeiten, bei Ausfall Ihrer
Sekretärin usw prompt, zuverlässig, diskret und zu günstigen
Konditionen. Dringende Schreibarbeiten werden auch gerne au-
ßerhalb der gängigen Bürozeiten und am Wochenende durchge-
führt.
Telefon (0664) 491 28 16, E-Mail: sono.professions@aon.at
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